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Nach langen und intensiven Debatten innerhalb der Union und zwischen 
europäischen Regierungen konnte sich die Bundesregierung im Juli 2018 
auf die Grundzüge einer gemeinsamen Asylpolitik einigen. Dabei ging es 
vorrangig um einen kleinen Kreis betroffener Flüchtlinge, aber insgesamt 
um ein größeres Konzept: Der vom Innenminister Horst Seehofer vorge-
legte Masterplan Migration enthielt ein Bündel von Maßnahmen „zur 
Ordnung, Steuerung und Begrenzung der Zuwanderung“. Offenbar be-
durfte es des Drucks des bayerischen Regierungspartners CSU, um dieses 
Gesamtkonzept in diesem Umfang festzuschreiben. Dessen Aussagen 
sind deutlich: „Erfolgreiche Integration kann nur gelingen mit einer Be-
grenzung von Zuwanderung“. … „Menschen ohne Bleiberecht müssen 
unser Land verlassen. Einer Pflicht zur Ausreise muss eine tatsächliche 
Ausreise folgen.“ Eine Zuwanderung in die Sozialsysteme dürfe es nicht 
geben. Und schließlich: „Die konsequente Durchsetzung des Rechts  
sichert das Vertrauen in den Rechtsstaat“ (S. 2).

Der Bürger erwartet, dass an diesen Fragen weitergearbeitet wird und 
unterstützt mehrheitlich diese Vorschläge. In einem BayernTrend Extra 
vom 4. Juli 2018 befürworteten 64 % die vereinbarten Transitzentren; 
72 % waren mit der Flüchtlingspolitik Horst Seehofers zufrieden oder sehr 
zufrieden. Den Bürgern ist aber auch klar, dass die Arbeit weitergehen 
muss. Laut Politbarometer Extra vom 3. Juli 2018 erwarteten 26 %, dass 
durch die zwischen CDU und CSU vereinbarte Lösung weniger Asylbe-
werber kommen werden, 68 % verneinten dies. Keine Regierung ist alter-
nativlos, die Lösung der Jahrhundertfrage Zuwanderung ist es allemal.

EDITORIAL

Keine Regierung ist alternativlos, die 
Lösung der Jahrhundertfrage ZUWANDERUNG 
ist es allemal.

„
ASYLWENDE – ALTERNATIVLOSE 
ANSTRENGUNG
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Anker für Stabilität und somit auch Ga-
rant für die innere und soziale Sicher-
heit. Heimat – das bedeutet Verwurze-
lung, Bindung und Zuhause sein. Und 
dies ist auch im ganz wortwörtlichen 
Sinne zu verstehen: Wohnen ist ein 
Grundbedürfnis, aber das Heim, das 
Zuhause muss auch bezahlbar sein, für 
jeden. Das bayerische Wohnungsbaupa-
ket soll hier unterstützend wirken.

Praktikable Wohnraumkonzepte für 
die Zukunft zeigt dazu Christine Borst 
in ihrem Beitrag auf (S. 20). Als 1. Bür-
germeisterin der Münchner Umlandge-
meinde Krailling ist sie unmittelbar 
konfrontiert mit dem Wohnraumman-
gel, speziell in München, und sich daher 
der momentanen wie zukünftigen Be-
deutung der Problematik, nicht zuletzt 
auch hinsichtlich der demographischen 
Entwicklung, sehr bewusst. Sie begeg-
net dieser Herausforderung mit der Ent-
wicklung von Rahmenbedingungen 
und Lösungsvorschlägen, deren konkre-
te Anwendung und Praktikabilität sie 
mittels zweier Praxisbeispiele des kom-
munalen Wohnungsbaus in ihrer Ge-
meinde anschaulich aufzeigt.

Der Kompass für Bayerns Zukunft 
ist also ausgemittelt und zeigt die Rich-
tung an. Wohin ihm der Wähler im 

IM FOKUS

Die Zeiten werden innen- wie außenpo-
litisch, auch für die Wähler, immer 
komplizierter und unübersichtlicher. 
Umso wichtiger sind heute gute, seriöse 
und verständlich aufbereitete Informati-
onen. Wie sich das erreichen lässt, er-
klärt der erfahrene Journalist und ge-
standene Politredakteur des Bayerischen 
Rundfunks, Andreas Bachmann, an-

schaulich im Interview. (S. 9) Er wagt 
sich in seinen Sendungen auch an inno-
vative Konzepte wie z. B. den „Parteien-
tausch“, um neue Zielgruppen anzu-
sprechen, plädiert aber auch generell für 
einen „konstruktiven Journalismus“, 

/// Einführung

also die Verbreitung von auch positiven 
Nachrichten des Gelingens. Ein immer-
zu negatives Bild von der Welt mache 
die Menschen krank, müde und politik-
verdrossen. 

Aber Verdrossenheit ist in Bayern 
nicht angebracht. Die Bürger können 
mehr als zufrieden und optimistisch 
sein. Die Bilanz der letzten Jahre fällt 
sehr gut aus. Politische Stabilität, wirt-
schaftlicher Erfolg, innere Sicherheit … 
deutschlandweit ist der Freistaat bes-
tens aufgestellt. Und auch der Blick in 
die Zukunft muss einem nicht Bange 
machen. Die neue Regierung unter Mi-
nisterpräsident Söder geht, gewappnet 
mit einem umfassenden Programm, 
weiter auf Erfolgskurs, ohne dabei die 
sich stellenden Herausforderungen au-
ßer Acht zu lassen. Die größte dabei 
wird die Digitalisierung sein.

Das Regierungsprogramm von Mi-
nisterpräsident Söder wird, wie seine 
Ausführungen zeigen (S. 15), gezeichnet 
von einem Leitbild proaktiver Zukunfts-
politik, welches aber auch auf Werten 
und Traditionen fußt. Diese sind der 

BAYERNS ZUKUNFT IM BLICK
VERENA HAUSNER /// Am 14. Oktober 2018 sind alle Bürger in Bayern zur Land-
tagswahl aufgerufen. Sie treffen eine wichtige Entscheidung für den Freistaat und 
bestimmen so über seine Zukunft mit. In dieser Ausgabe der Politischen Studien 
beschäftigen wir uns im Schwerpunkt mit Themen rund um die Wahl.

Am 14. Oktober 2018 ist Landtagswahl in Bayern. Jeder sollte seine 2 Stimmen nutzen.

Für ANDREAS BACHMANN ist guter 
Journalismus ein Mittel gegen 
Politikverdrossenheit. 

Das bayerische Regierungs-
programm ist ein Kompass für 
einen guten und gesicherten Weg 
in die ZUKUNFT.
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IM FOKUS

Politische Studien: Herr Bachmann, war-
um ist es gerade heute spannend und 
wichtig, über Politik und ihre Hintergrün-
de zu berichten? 
Andreas Bachmann: Wir leben in Zei-
ten, die innen- wie außenpolitisch un-
übersichtlicher und komplizierter ge-
worden sind. Viele Menschen sind des-

/// … und in Kürze die ersten Hochrechnungen

halb verunsichert. Politische Gewiss-
heiten haben sich aufgelöst. Was ist 
links? Was ist rechts? Was ist gut? Was 
ist böse? Wo es früher klare Positionen 
gab, sind sie heute verschwommen. Sol-
che unsicheren Zeiten sind naturgemäß 
immer auch journalistisch besonders 
spannende und herausfordernde Zei-

MIT GUTEM JOURNALISMUS ERFOLG-
REICH GEGEN POLITIKVERDROSSENHEIT
ANDREAS BACHMANN /// ist Politikwissenschaftler und begann 1997 als Reporter  
beim Bayerischen Rundfunk. Von 2004 bis 2009 beobachtete und kommentierte  
er als Landtagskorrespondent des Bayerischen Fernsehens das Politgeschehen im  
Freistaat. Seit 2009 ist er als Redaktionsleiter des BR-Politikmagazins Kontrovers 
tätig. Zusätzlich moderiert er seit 2016 in der ARD „report München“. Vielen ist  
er aber auch als Wahlberichterstatter und Mann der Hochrechnungen bekannt.  
Darüber haben wir u. a. im Vorfeld der Landtagswahlen im Herbst in Bayern mit  
ihm gesprochen.

„In der komplexen Welt, in der wir leben, braucht es 
einen Journalismus, der ZUSAMMENHÄNGE erklärt.

POLITISCHE-STUDIEN-ZEITGESPRÄCH

Herbst 2018 folgt, hat er selbst in der 
Hand. Wählen ist ein Bürgerrecht, aber 
wenn man sich die Wegmarken dazu in 
Erinnerung ruft, insbesondere den lan-
gen Kampf um das Frauenwahlrecht, 
wie ihn Daniela Neri-Ultsch anschau-
lich in ihrem Beitrag darstellt (S. 26), 
sollte einem Gewahr werden, um welch 
eine großartige Errungenschaft es sich 
dabei handelt. 100 Jahre steht den Frau-
en in Bayern mittlerweile dieses Grund-
recht zu und der Freistaat war auch hier 
der Vorreiter in Deutschland. Die Bilanz 
dazu ist durchaus positiv. Frauen fun-
gieren heute als politische Entschei-
dungsträgerinnen und haben so bereits 
viele gesellschaftspolitische Verände-
rungen bewirkt. Aber das Ziel ist noch 
nicht erreicht. Es gibt noch einiges, wo-
für die Stimme zu erheben ist, und das 
gilt nicht nur für die Frauen.

Alle Bürger sind zur politischen Teil-
habe aufgerufen. Nur wer mitmacht, 
kann mitentscheiden, Einfluss nehmen, 
verändern, mitgestalten. Sich informie-
ren, dabei sein, sein Stimmrecht wahr-
nehmen, wählen gehen ist schon einmal 
der erste Schritt, die Zukunft politisch 
mitzugestalten. Am 14. Oktober 2018 
ist Landtagswahl in Bayern. Unbedingt 
mitwählen!  ///

/// VERENA HAUSNER
ist Stv. Redaktionsleiterin der Politi-
schen Studien und Publikationen, 
Hanns-Seidel-Stiftung, München.

Die Bürger entscheiden bei 
der LANDTAGSWAHL 2018 über 
die Zukunft Bayerns.
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Immer live und aktuell am Geschehen – Andreas Bachmann interviewt den neuen Minister- 
präsidenten Markus Söder am Tag seiner Amtseinführung im Bayerischen Landtag.
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ten. Man ist fast versucht zu sagen:  
leider. Aber gleichzeitig sind es genau 
diese Zeiten, in denen es extrem wich-
tig ist, über Politik und die politischen 
Hintergründe zu berichten. In der kom-
plexen Welt, in der wir leben, in der vie-
les nicht mehr so einfach zu verstehen 
ist, braucht es einen Journalismus, der 
Zusammenhänge erklärt. Mehr denn je 
kommt es darauf an, Informationen ge-
nau zu prüfen, sie einzuordnen und 
nicht blind einem Meinungstrend zu 
folgen. 

Politische Studien: Im Oktober 2018 fin-
det die Landtagswahl in Bayern statt. Im 
Vorfeld der Bundestagswahl 2017 hatten 
Sie bei BR und ARD in der Wahlkampfpha-

se einige ganz neue Sendekonzepte aus-
probiert. Wie sind diese angekommen? 
Andreas Bachmann: In unserer Sendung 
„Kontrovers“ haben wir vor der Bundes-
tagswahl ein Politik-Experiment ge-
wagt, das es so noch nie gegeben hat: 
den „Parteientausch“. Ein Bundestags-
abgeordneter der Grünen wechselte für 
einen Tag zur AfD, eine CSU-Politikerin 
lief zur Linken über, ein FDPler wurde 
Genosse (und jeweils umgekehrt) und 
das mitten im Bundestagswahlkampf. 
Die Kandidaten wussten bei ihrer Zusa-
ge nur, dass sie einen Tag lang in die 
Rolle des Tauschpartners schlüpfen und 
für die andere Partei Wahlkampf ma-
chen müssen. Mit wem sie tauschen, er-
fuhren sie erst unmittelbar vor dem tat-

sächlichen Dreh. Das Ergebnis aus un-
serer Sicht: spannende und kurzweilige 
Politikerporträts, die auf unterhaltsame 
Weise politische Inhalte transportiert 
haben und einfach mal ein anderer Zu-
gang zu Politik, der auch neue Zielgrup-
pen anspricht.

Politische Studien: Ganz generell: Wie 
kann das Medium Fernsehen dem Bürger 
wieder Lust auf Politik machen? 
Andreas Bachmann: Sich bei diesem 
Thema nur auf das Medium Fernsehen 
zu konzentrieren, greift − glaube ich − 
zu kurz. Das ist eine Frage, die sich an 
den Journalismus insgesamt richtet, 
ganz egal ob TV, Hörfunk, Print oder 
Online. Ich persönlich meine, dass der 
Journalismus neben negativen Schlag-
zeilen noch stärker auch Geschichten 
des Gelingens auf die Agenda setzen 
muss. Ulrik Haagerup, Ex-Chefredak-
teur des dänischen Fernsehens und geis-
tiger Vater des sogenannten „konstruk-
tiven Journalismus“, hat nicht Unrecht, 
wenn er sagt, dass die Menschen krank 
und müde sind vom negativen Bild der 
Welt, das die Journalisten ihnen präsen-
tieren. Natürlich müssen wir auch wei-
terhin den Finger in die Wunde legen 
und kritisch sein, aber viele Stories sind 
reduziert auf Konflikt, Drama, Verbre-
cher und Opfer. Das nützt aber weder 
der Presse oder dem Journalismus noch 

der Gesellschaft, der wir, die Medien-
leute, zu dienen behaupten. In diesen 
Diskurs möchte ich übrigens ausdrück-
lich auch die Satire miteinschließen, wo 
man sich manchmal schon die Frage 
stellen muss: Klärt sie auf oder führt sie 
nicht eigentlich zu mehr Politikver-
druss? Ich sehe schon die Gefahr, dass 
für die inhaltliche Debatte wenig ge-
wonnen ist, wenn wir uns nur noch sati-
risch und slapstickartig mit Politik be-
schäftigen.

Politische Studien: Unsere Studie „Ein-
stellungen zur Politik“ vom März 2018 
kommt zu dem Ergebnis, dass in Bayern 
die Öffentlich-Rechtlichen die wichtigste 
Informationsquelle für Nachrichten und 
Information über Politik sind. Dies gilt 
für alle Altersgruppen. Damit hat der BR 
eine hohe Verantwortung. Wie werden 
Sie dieser weiterhin gerecht, insbesonde-
re im Hinblick auf neue Phänomene wie  
z. B. Fake News? 
Andreas Bachmann: Zunächst möchte 
ich ganz klar sagen: Wir sind uns dieser 
Verantwortung sehr bewusst. Und die-
ser Verantwortung gerecht zu werden, 
ist jeden Tag eine große Herausforde-
rung. Wir versuchen sie zu meistern, 
indem wir als Medienunternehmen 
nicht stehenbleiben, sondern uns stetig 
weiterentwickeln und möglichst rasch 
auf die sich immer schneller ändernden 

„Ich meine, dass der Journalismus neben negativen 
Schlagzeilen noch stärker auch Geschichten des 
GELINGENS auf die Agenda setzen muss.

POLITISCHE-STUDIEN-ZEITGESPRÄCH
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Bedingungen in der Medienlandschaft 
reagieren. Sie haben das Thema Fake 
News angesprochen. Im Kampf gegen 
gefälschte Nachrichten hat der BR bei-
spielsweise schon Anfang 2017 aufge-
rüstet. Es ist klar, dass die immer un-
übersichtlichere Flut an Falschnachrich-
ten, Bildmanipulationen und Bots, die 
im Web gezielt Lügen verbreiten, uns 
zusätzliche Anstrengungen abverlan-
gen. Deshalb arbeiten bei uns Teams, 
die der bewussten Desinformation mit 
Faktenchecks und ausgeklügelter Soft-
ware trotzen sollen. Dabei kooperiert 
der BR in Sachen Faktencheck und Veri-
fikation eng mit dem Team Faktenfinder 
von ARD aktuell (Tagesschau, Tages
themen) in Hamburg. 

Politische Studien: Sprechen Sie auch 
gezielt junge Wählergruppen oder  
Nichtwähler an und wie kann man diese 
erreichen? Nutzen Sie hier auch neue 
Formate und Aktionsweisen, Stichwort: 
interaktiv? 
Andreas Bachmann: Wir versuchen na-
türlich, unsere Inhalte so auszuspielen, 
dass sie für alle Altersgruppen attraktiv 
sind. D. h. konkret für die Wahlbericht-
erstattung: Wir brauchen die klassische 
Diskussionsrunde genauso wie das kur-
ze Social-Media-Format, mit dem ich 
vor allem junge Menschen erreiche. Ein 
zentraler Bestandteil der Wahlberichter-
stattung werden, ähnlich wie bei der 

Bundestagswahl, die sogenannten 
Wahl-Arenen sein, in denen sich die 
Spitzenkandidaten der Diskussion mit 
Bürgern stellen. Das ist im ganz klassi-
schen und besten Sinne interaktiv, wo-
bei hier sicherlich auch Online-Elemen-
te zum Einsatz kommen werden. Dem 
Thema Nichtwähler werden wir uns in 
einer 45-minütigen politischen Doku-
mentation ausführlich widmen. 

Politische Studien: Die Berichterstat-
tung am Wahlabend einschließlich der 
berühmten „Elefantenrunde“ erfordert 
einen langen Vorlauf, gründlichste Vorbe-
reitung, aber auch viel diplomatisches 
Geschick, bis hin zu: Wer darf kommen 
und wer sitzt neben wem. 
Andreas Bachmann: Das stimmt. Da ist 
Fingerspitzengefühl gefragt. Aber am 
Wahlabend gibt es klare Regeln: Wer bei 
der Prognose um 18 Uhr über 5 % liegt, 
der darf an der Gesprächsrunde im 
Wahlstudio teilnehmen. Wer um 18 Uhr 
bei 4,9 % liegt, muss sich gedulden. Ich 
bin ja an Wahlabenden der Mann der 
Zahlen im BR-Fernsehen. Da geht es 
dann am Mittag schon los, dass mich ers-
te SMS oder Anrufe erreichen − von Poli-
tikern wie von Journalisten −, die Ten-
denzen und erste Zahlen erfahren wol-
len. Da heißt es dann hart bleiben, und 
meistens schalte ich dann auch schon re-
lativ früh am Tag mein Handy aus. Nicht 
erreichbar sein, ist dann der beste Schutz.

„Informationen aus erster Hand sind wichtig, um einen 
EIGENEN Standpunkt zu entwickeln.

Politische Studien: Wie bereiten Sie  
sich selbst auf Berichterstattung und  
Moderation im Zusammenhang mit den 
Wahlen vor? 
Andreas Bachmann: Eine spezielle Vor-
bereitung im Zusammenhang mit Wah-
len gibt es eigentlich nicht. Das Wich-
tigste für mich ist, inhaltlich voll auf der 
Höhe zu sein. Ich lese natürlich viel und 
informiere mich täglich über die ver-
schiedensten Medien. Zentral sind für 
mich Hintergrundgespräche mit Politi-
kern, um politische Entwicklungen und 
Entscheidungen, aber auch Stimmun-
gen und Tendenzen fundiert einschät-
zen zu können. Das mache ich aber na-
türlich auch, wenn keine Wahlen vor 
der Türe stehen. Informationen aus ers-
ter Hand sind auch deshalb wichtig, um 
einen eigenen Standpunkt zu entwi-
ckeln, von dem aus man Dinge beurteilt. 
Das kann man, ohne mal einen Fuß bei-
spielsweise in den Landtag gesetzt zu 
haben oder sich mal in Ruhe mit einem 
Politiker unterhalten zu haben, seriöser-
weise nicht nur vom Redaktionsschreib-
tisch aus machen. Der zunehmende 
Spardruck in den Redaktionen zwingt 
einen leider immer öfters dazu. Ich kann 
dem Befund des Medienwissenschaft-
lers Michael Haller auch nicht völlig wi-
dersprechen, wenn er sagt, dass die Me-
dien ihr Fähnchen manchmal zu sehr in 
den Wind hängen und dass an der ein 
oder anderen Stelle der Narzissmus ei-

nes Ego-Journalismus und moralischer 
Überschuss an die Stelle der kühlen Be-
richterstattung getreten sind.

Politische Studien: Guter Journalismus 
gebietet professionelle Distanz und 
größtmögliche Seriosität. Es ist sicherlich 
nicht einfach, immer neutral zu bleiben. 
Wie schafft man das? 
Andreas Bachmann: Neutralität und 
Objektivität sind große Worte. Meiner 
Ansicht nach können politische Journa-
listen nicht unpolitisch sein, vielleicht 
sollen sie dies auch gar nicht. Welchem 
Menschen gelingt es denn, immer hun-
dertprozentig neutral zu sein? Worauf es 
ankommt, ist: Meinung und Bericht 
trennen, Themen unvoreingenommen 
und gewissenhaft recherchieren, unter-
schiedliche Standpunkte berücksichti-
gen und gewohnte Dinge auch einmal 
hinterfragen, persönliche Betroffenheit 
offenlegen – kurz: professionell arbei-
ten. Das heißt: So exakt, ausgewogen, 
transparent und wahrhaftig wie irgend 
möglich zu berichten. Das macht für 
mich seriösen Journalismus aus.

 „Wir versuchen natürlich, unsere Inhalte so auszu-
spielen, dass sie für ALLE Altersgruppen attraktiv sind.



POLITISCHE-STUDIEN-ZEITGESPRÄCH

14	 POLITISCHE STUDIEN // 480/2018 	 480/2018 // POLITISCHE STUDIEN 	 15

Kurze Frage – schnelle Antwort:

Eine gelungene Wahlberichterstattung 
für Sie ist ...
... nicht belehrend, sondern sachlich, er-
klärend und informativ.

Politiker vor der Kamera sind ...
... manchmal zu wenig authentisch.

Das hätte ich nie gedacht von ...
... der Opposition im Bayerischen Land-
tag, dass sie den Vorschlag einer Amts-
zeitbegrenzung des Ministerpräsidenten 
geschlossen ablehnt.

Als Eintracht-Fan: Der Wechsel von Niko 
Kovac zu den Bayern ist für Sie ...
... traurig, aber nachvollziehbar, im Stil 
allerdings stark verbesserungswürdig.

Die Fragen stellte Thomas Reiner, Leiter 
Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit, 
Hanns-Seidel-Stiftung, München.  ///
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/// ANDREAS BACHMANN
ist Journalist und Redaktionsleiter der 
Sendung „Kontrovers“ beim BR sowie 
Moderator des ARD-Politmagazins re-
port München.

Bayerisches Erfolgsrezept
Wohlstand, Arbeitsplätze und Sicher-
heit – diese Erfolge sind nicht vom Him-
mel gefallen. Sie sind das Ergebnis der 
täglichen Arbeit der Menschen und Un-
ternehmen im Land. Vor allem aber pro-
fitieren wir von einer einmaligen Grund-
haltung: Nur in Bayern gibt es so viele 
Menschen, die sich so klar zu Leistungs-
freude, zum Vorrang von Sicherheit und 
Ordnung und zur kulturellen Prägung 
des Landes bekennen.

Herausforderungen
Dennoch sorgen sich viele Menschen 
um die Zukunft – auch in Bayern. Unser 
friedliches Zusammenleben und unser 
Zusammenhalt scheinen in Gefahr, Ver-
trauen schwindet und individuelle Sor-
gen und Ängste nehmen zu. Unüber-
sichtliche weltpolitische Entwicklungen 
stellen alte Gewissheiten infrage. Die 
Flüchtlingsdebatte und ein neuer Radi-
kalismus in der politischen Auseinan-
dersetzung bedrohen unser gesellschaft-
liches Gleichgewicht.

Gleichzeitig stehen wir ökonomisch 
mitten in einer Epochenwende. Die Digi-
talisierung erfasst alle Bereiche des Le-
bens. Neue Arbeitsplätze entstehen, vie-
le alte fallen weg. Nicht jeder profitiert 
von der digitalen Revolution. Unser Le-
ben wird zudem immer globaler. Inter-

BAYERN steht bestens da.

/// Weltoffen mit festen Wurzeln

POLITIK FÜR BAYERNS ZUKUNFT

MARKUS SÖDER /// Bayern steht heute so gut da wie noch nie. Niemandem 
in Deutschland geht es besser als den Menschen in Bayern. Wir haben ein im 
internationalen Vergleich einmaliges Maß an politischer Stabilität, wirt-
schaftlichem Erfolg und innerer Sicherheit. Kein Land in Deutschland ist in 
den letzten zwanzig Jahren annähernd so stark gewachsen wie wir. Auf dem 
Arbeitsmarkt herrscht Vollbeschäftigung und die Unterschiede zwischen den 
Bezirken liegen auf historisch geringstem Niveau. Bayern verfügt über eine 
herausragende Innovationsdynamik und ist europaweit das Land mit den 
gesündesten Staatsfinanzen.
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nationale Verflechtungen, weltweite 
Kommunikation und globaler Handel 
lassen die Welt weiter zusammenwach-
sen. Städte und Landschaften werden 
dadurch aber auch immer uniformer. 
Liebenswerte regionale Besonderheiten 
gehen verloren. Die Welt ähnelt zuneh-
mend einem riesigen Franchise-System. 
Alle leben gleich, Heimat und Identität 
verblassen.

Zukunft gestalten und Einzigartig-
keit bewahren

Wie kann die Politik auf diese Heraus-
forderungen reagieren? Unsere Antwort 
lautet: Mitgestaltung, nicht Abschot-
tung oder Rückzug. Wir gestalten die 
großen globalen Entwicklungen in Digi-
talisierung und Technologie mit und 
stehen an der Spitze des Fortschritts. 
Daneben setzen wir aber einen zweiten 
Schwerpunkt: das klare Bekenntnis und 
die aktive Pflege der eigenen Wurzeln, 
Herkunft und Prägung.

Bayern steht für beides: Zukunftsvi-
sionen und tiefe Verwurzelung, Weltof-
fenheit und Heimat. Dies hat Bayern 
schon immer ausgezeichnet. Als Leitbild 
für eine erfolgreiche Zukunftspolitik ist 
dies aktueller denn je. Wir wollen Mus-

terland dafür sein, wie man Globalisie-
rung und Digitalisierung aktiv gestaltet 
und gleichzeitig seine Einzigartigkeit 
und Seele bewahrt.

Identität, Stabilität und innere 
Sicherheit

Was bedeutet das konkret? Zu Bayern 
gehört ein besonderes Bewusstsein für 
die eigene Identität. Dies lässt sich in 
Umfragen beobachten, vor allem aber 
im Alltag. Weil man weiß, wie die Welt 
aussieht, freut man sich umso mehr, zu 
Hause zu sein. Traditionen und Brauch-
tum spielen auch bei der jungen, digita-
len Generation eine große Rolle. Die 
Menschen sind modern, mobil und 
doch stark in ihrer Heimat verankert. 

Damit unser Land weiter ein fester 
Anker sein kann, braucht es Stabilität. 

In Zeiten, in denen so viele Menschen 
neu zu uns kommen, braucht unser 
Land für seinen Zusammenhalt ein Leit-
bild, an dem sich alle Menschen orien-
tieren können, gleich ob sie hier geboren 
wurden oder eingewandert sind. Diese 
Werte verbinden uns und prägen unser 
Zusammenleben in einer freiheitlichen, 
demokratischen und pluralen Gesell-
schaft. Sie liegen unserem Verständnis 
von Menschenrechten, Gleichberechti-
gung und Toleranz zugrunde und sind 
nicht verhandelbar. Wer diese Werte 
nicht teilt, wird die Grundfesten unse-
res Staates niemals akzeptieren.

In Bayern gehen auch die Umfragen 
zur christlichen Prägung des Landes an-
ders aus als im Rest der Republik. Wir 
bekennen uns klar zu dieser christlich-
abendländischen Prägung durch Kreuze 
in unseren Behörden. Das Kreuz ist na-
türlich vor allem ein religiöses Symbol, 
aber eben auch ein Symbol unserer Iden-
tität.

Neben einem klaren Leitbild für das 
Zusammenleben kommt es ganz kon-
kret auf die innere Sicherheit an. 
Schwindet das Sicherheitsgefühl der 
Menschen, ist dies Nährboden für poli-
tischen Extremismus. Die Antwort des 

Bundes, mit 7.500 neuen Bundespolizis-
ten für mehr Sicherheit zu sorgen, unter-
stützen wir daher nach ganzen Kräften. 
Mit den 3.500 zusätzlichen eigenen bay-
erischen Landespolizisten erfüllen wir 
den Länderanteil von 7.500 Polizisten 
fast zur Hälfte allein. Mit der neuen Bay-
erischen Grenzpolizei und deutlich 
mehr Polizeipräsenz vor Ort und auf der 
Straße setzen wir neue Marksteine für 
die innere Sicherheit. Neben einer opti-
malen Personalausstattung braucht die 
Polizei aber auch zeitgemäße Befugnis-
se. Mit dem neuen Polizeiaufgabenge-
setz stärken wir unserer Polizei den Rü-
cken und stellen sicher, dass sie bei der 
Verbrechensprävention auf Augenhöhe 
agieren kann. Es geht darum, Straftaten 
effektiv zu verhindern. Der Schutz der 
Bürger, nicht der Schutz der Täter steht 
im Zentrum unserer Politik.

BAYERN steht für beides: 
Weltoffenheit und Heimat.

Innere Sicherheit: der beste SCHUTZ
vor politischem Extremismus.
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IM FOKUS

Soziale Sicherheit
Zu Verwurzelung und Heimat gehört 
aber auch soziale Sicherheit. Das fängt 
bei den eigenen vier Wänden an. Woh-
nen ist ein Grundbedürfnis. Wir brau-
chen bezahlbare Wohnungen im ganzen 
Land. Mit unserem Wohnungsbaupaket 
antworten wir auf die Sorgen vieler 
Menschen beim Wohnen. Wir setzen 
darauf, Bauwillige zu unterstützen und 
ihnen das Bauen zu erleichtern, etwa 
mit dem bayerischen Baukindergeld 
Plus und der bayerischen Eigenheimzu-
lage. Mit unserer neu gegründeten baye-
rischen Wohnungsbaugesellschaft Bay-
ernHeim erstellen wir Wohnungen für 
Menschen mit geringerem Einkommen. 
Wir wollen, dass auch Erzieher, Pfleger 
oder Polizisten sich das Leben in den 
Großstädten noch leisten können. Zu-
dem mobilisieren wir Bauland für tau-
sende weiterer Wohnungen. Bei allen 
staatlichen Wohnungen verzichten wir 
grundsätzlich für fünf Jahre auf eine 
Mieterhöhung.

Daneben schließen wir einen neuen 
bayerischen Generationenpakt: Mit 
dem neuen Bayerischen Familiengeld 
unterstützen wir alle Familien und set-
zen zugleich mit dem Landespflegegeld 
ein Zeichen der Anerkennung für Pfle-
gebedürftige und ihre Angehörigen. Das 
Familiengeld steht für echte Wahlfrei-
heit für alle Eltern. Sie erhalten künftig 
für ein- und zweijährige Kinder 250 
Euro pro Monat, ab dem dritten Kind 
sogar 300 Euro pro Monat, unabhängig 
vom Einkommen, der Erwerbstätigkeit 
oder der Betreuungsform. Mit dem Lan-
despflegegeld in Höhe von 1.000 Euro 
pro Jahr stärken wir die Selbstbestim-
mung der Pflegebedürftigen. Daneben 
schaffen wir mehr Pflegeplätze. Bayern 
wird 1.000 stationäre und 500 Kurzzeit-
pflegeplätze einrichten. Die Versor-

gungsangebote der Hospiz- und Pallia-
tivmedizin werden verdoppelt. Unser 
neues Landesamt für Pflege wird sich 
um alle Themen der Pflege effektiv und 
konzentriert kümmern.

Zukunft durch Digitalisierung, 
Wissenschaft und Forschung

Erfolgreiche Gestaltung der Digitalisie-
rung, Wissenschaft und Forschung si-
chert unseren Wohlstand und die Ar-
beitsplätze von morgen. Wer sich in die-
sen Bereichen ausruht, fällt zurück und 
gefährdet die Zukunft unserer wirt-
schaftlichen Lebensgrundlagen. Wir 
beschleunigen daher das technologische 
Tempo.

Erster Schlüssel zur Modernität ist 
die Digitalisierung. Wir haben daher in 
der Staatsregierung erstmals einen eige-
nen Minister für Digitalisierung einge-
setzt. Die digitalen Datennetze sind die 
neuen Lebensadern unseres Landes. Bis 
2025 werden wir alle Haushalte, alle 
Schulen und alle Krankenhäuser an das 
Gigabit-Netz anschließen. Bayern ist da-
mit EU-weiter Vorreiter. Daneben ver-
bessern wir die Mobilfunkversorgung 
im Land. Mit einer deutlich erhöhten fi-
nanziellen Förderung bauen wir die di-
gitale Bildung an den Schulen und im 
beruflichen Bereich aus.

Zudem werden wir auch die For-
schung in Bayern strategisch vorantrei-
ben, Schlüsseltechnologien stärken und 

die bayerische Forschungslandschaft 
noch internationaler ausrichten. Bayern 
soll Zentrum der deutschen Forschungs-
elite bleiben. Wir setzen dabei auf ein-
zelne Schwerpunktbereiche. Wir ma-
chen die Raumfahrt wieder zu einer 
bayerischen Schlüsseltechnologie und 
wollen Bayern zurück an Platz eins der 
Raumfahrtstandorte in Deutschland 
bringen. Daneben ist künstliche Intelli-
genz eine der wichtigsten Technologien 
in der Zukunft. Lernende, kognitive 
Systeme werden menschliches Handeln 
zwar nicht ersetzen, aber intelligent un-
terstützen. Wir gründen hierfür ein 
Kompetenznetzwerk und verknüpfen 
die wichtigsten Forschungsstandorte 
für künstliche Intelligenz in Bayern mit-
einander. Neben künstlicher Intelligenz 
ist die Medizinforschung ein weiterer 
Schwerpunkt. Hierzu bauen wir Stand-
orte und Aktivitäten in der Krebsfor-
schung und Immunologie, in der 
Healthcare-Forschung und bei moder-
nen Anwendungen der digitalen Medi-
zin aus. Aber auch im Bereich der Mobi-
lität braucht es neue Impulse für Wis-
senschaft und Forschung. Beim indivi-
duellen Flugverkehr wie etwa Flugtaxis 
stehen wir bereits an der Schwelle von 
der Fiktion zur Realität. Erste Prototy-
pen sind entwickelt. Wir wollen die in 
Bayern ansässigen Unternehmen dabei 
unterstützen, diese zu zuverlässigen An-
wendungen weiter zu entwickeln und 
eine Pilotregion auf Weltniveau für den 
Alltagsbetrieb werden.

Den bayerischen Weg fortsetzen
All dies zeigt: Wir denken über den Tel-
lerrand hinaus, haben den Mut zu Visio-
nen und zu neuen Wegen. Bayern ist 
weltoffen. Unsere Unternehmen lassen 
sich in den USA, in China und im euro-
päischen Ausland nieder. Umgekehrt 

kommt die Welt nach Bayern. Unser 
Land ist internationaler Spitzenstand-
ort, beliebtes Reiseziel und Wahlheimat 
für viele.

Bei aller Weltoffenheit und Moderni-
tät haben wir in Bayern aber immer 
unsere festen Wurzeln und unsere Bin-
dung zur Heimat. Wir wissen, wer wir 
sind und wo wir hingehören. Unsere 
Prägung, unsere Intensität und unsere 
Werte sind unser Anker. Dies hat Bay-
ern stark gemacht und wird auch weiter-
hin der Kompass für Bayerns Zukunft 
sein.  ///

/// DR. MAKUS SÖDER, MDL
ist Bayerischer Ministerpräsident, 
München.

Wissenschaft und Forschung 
SICHERN Wohlstand und die Arbeits-
plätze von morgen.

Unsere Werte sind der KOMPASS 
für Bayerns Zukunft.
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Ausgangslage
In den vergangenen Jahren hat sich die 
Situation für diejenigen, die keine teu-
ren Mieten aufbringen können oder er-
schwingliches Eigentum suchen, noch-
mals deutlich verschärft. Bezahlbare 
Lösungen sind in der Metropolregion 
München und Umgebung gefragter, 
aber auch rarer denn je. Das oberste Ziel 
lautet daher, an den Bedürfnissen der 
Bewohner ausgerichteten attraktiven 
Wohnraum für untere und mittlere Ein-
kommensschichten zu schaffen.

Das Thema Wohnen ist bei den 
Menschen angekommen. Bei einer Um-
frage von infratest dimap wurde es im 
Januar 2018 erstmals als eine der wich-
tigsten Herausforderungen für die Men-
schen in Bayern genannt. Der Stellen-
wert des existenziellen Grundbedürf-
nisses, ein sicheres Dach über den Kopf 

/// Suche dringend Wohnung in München oder Umland …

zu haben, wird einem erst bewusst, 
wenn es keine Selbstverständlichkeit 
mehr ist. Jahrelang war bei den Woh-
nungseigentums- und Mietpreisen nur 
München die Stadt der Superlative. Das 
hat sich mittlerweile spürbar ausgewei-
tet. Bezahlbarer Wohnraum ist in allen 
bayerischen Ballungszentren ein knap-
pes Gut geworden. Inzwischen macht 
sich auch die Flüchtlingskrise auf dem 
Wohnungsmarkt bemerkbar. Aner-

WOHNRAUMKONZEPTE FÜR 
DIE ZUKUNFT

CHRISTINE BORST /// Wohnungsnot gab es, bedingt durch Zerstörung und zahl- 
reiche Flüchtlinge, bereits nach dem Zweiten Weltkrieg. Der Bedarf an Wohnraum 
riss aber trotz eines einsetzenden Baubooms auch in den nachfolgenden Jahrzehnten 
v. a. im Großraum München aufgrund steigender Ansprüche sowie der demographi-
schen Entwicklung bis dato nicht ab. Es braucht heute mehr denn je bedarfsgerechter 
und zeitgemäßer Wohnraumkonzepte für Menschen in allen Lebenssituationen. 

kannte Flüchtlinge, die ein dauerhaftes 
Bleiberecht haben und zusammen mit 
ihren Familien untergebracht werden 
müssen, vergrößern zusätzlich die 
Nachfrage.

Die Bedingungen für den Woh-
nungsbau sind derzeit alles andere als 
optimal. Mangelndes Bauland, hohe 
Baukosten und langwierige Planungs-
verfahren sind die großen Bremsen. Es 
bedarf einer großen gemeinsamen 
Kraftanstrengung aller Verantwortli-
chen, um die Rahmenbedingungen für 
den Wohnungsbau in Bayern zu opti-
mieren und weiterzuentwickeln.

Was ist zu tun?
Bezahlbares Bauland mobilisieren

Seit 2006 steigen die Baulandpreise 
kontinuierlich, in der Region München 
um 122 %. Der Quadratmeterpreis liegt 
im Landkreis Starnberg derzeit bei 
1.054 €. Darunter leiden vor allem die 
sozial orientierten Wohnungsbaupro-
jekte. Grundstücke in Privatbesitz sind 
für preisgünstigen Wohnungsbau kaum 
erschwinglich. Deshalb müssen Maß-
nahmen zur Aktivierung von Bauland 
wie die Bereitstellung von kommunalen 
sowie Grundstücken von Freistaat und 
Bund für den Mietwohnungsbau ergrif-

Nicht nur in München wird es zunehmend schwieriger, bezahlbaren Wohnraum zu finden. 
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Der Wohnraum in Bayerns
Ballungszentren wird zunehmend 
KNAPPER und teurer.
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fen werden. Gut wäre eine Regelung, 
dass der Bund und der Freistaat Grund-
stücke günstig und unkompliziert an 
Kommunen abgeben und nicht wie bis-
her wertvollen Grund an Meistbietende 
verkaufen. Das Vorkaufsrecht der Kom-
munen muss gestärkt werden.

Das Ansinnen, den Flächenver-
brauch zu reglementieren, darf nicht 
dazu führen, dass die Menschen kein 
Zuhause mehr bekommen. Eine Vorga-
be, den Flächenverbrauch zu halbieren, 
würde ja auch eine Halbierung der 
Wohnbauflächen bedeuten. Die vorhan-
denen Flächen könnten durch dichtere 
Bebauung besser genutzt werden. Die 
Voraussetzungen dafür liegen im Bau-
planungsrecht und müssen hier geschaf-
fen werden.

Baukosten senken
Unsere Region braucht für ein allgemein 
leistbares Mietniveau breiter Bevölke-
rungsschichten günstigen Mietwoh-
nungsbau. Neben teuren Bauland stei-
gen auch die Herstellungskosten konti-
nuierlich und dies bedeutet auch einen 
deutlichen Anstieg der notwendigen 
Neubaumiete, die nicht durch entspre-
chende Einkommenszuwächse gedeckt 
ist. Eine verpflichtende Folgenabschät-
zung für die Kosten des Wohnens für 
alle Entwürfe von Gesetzen, Verordnun-
gen und Normen wäre vorzunehmen.

Hinsichtlich der Kosten müssen 
Stellplatzanforderungen an die heutige 
Nachfrage angepasst und durch neue 
Mobilitätskonzepte ergänzt oder ersetzt 
werden Die Mindestanforderungen an 
den Schallschutz sollten bezüglich der 
Kosten-Nutzen-Relevanz einer kriti-
schen Überprüfung unterzogen werden 
und die Brandschutzanforderungen die 
Regelungen des Baurechts nicht weiter 
verschärfen.

Schnelleres Vorgehen
Von der Planung bis zum Bezug einer 
Wohnanlage dauert es oft drei bis fünf 
Jahre. Ein wesentlicher Grund ist die 
lange Bearbeitungszeit der Bauanträge. 
Hinzu kommt, dass der Bausektor der-
zeit komplett ausgelastet ist und es gro-
ße Schwierigkeiten gibt, Baufirmen und 
Handwerker zu finden. In den Kommu-
nen sollte das Bauen zur Chefsache ge-
macht werden. Die Bauämter brauchen 
dringend mehr Personal. Die Bearbei-
tung von Bauanträgen sollte 12 Wochen 
nicht überschreiten.

Kommunale Wohnungsbau
unternehmen

Im Landkreis Starnberg wurde 1950 der 
Zweckverband sozialer Wohnungsbau 
gegründet. Später folgte dann die Um-
firmierung in „Verband Wohnen im 
Landkreis Starnberg“. Für diesen Ver-
band, dessen Vorsitzende ich bin, gibt es 

viel zu tun. Der Verband übernimmt für 
seine Mitgliedsgemeinden eine der kom-
munalen Hauptaufgaben im Bereich der 
Daseinsfürsorge durch seine Woh-
nungsangebote. Mit der Errichtung und 
der Bewirtschaftung von gutem und 
günstigem Wohnraum verbessern wir 
die Qualität des Wohnungsbestandes 
im Kreis Starnberg. Seit 2016 haben wir 
unsere Aktivitäten im Neubau bedarfs-
gerecht verdreifacht. Der Verband Woh-
nen ist in Bayern meines Wissens nach 
der einzige Wohnungsbauverband, der 
die Fördermittel, die der Freistaat für 
den kommunalen Wohnungsbau freige-
geben hat, ebenso wie die Kommunen 
nutzen kann, da er als rein kommunaler 
Zweckverband geführt wird.

Im Landkreis Starnberg ist der 
Wohnraum heute knapper denn je. Dies 
gilt insbesondere für Menschen mit ge-
ringem bis durchschnittlichem Einkom-
men. Der Verband hält derzeit 2.364 
Wohneinheiten im sozialen Wohnungs-
bau, verteilt auf 13 Gemeinden, vor. Die 
Nachfrage nach erschwinglichem 
Wohnraum für untere und mittlere Ein-
kommensschichten übersteigt aber nach 
wie vor deutlich das Angebot. Der Ver-
band wird daher in den kommenden 
Jahren weiter kräftig in den Neubau und 
die Modernisierung von Gebäuden in-
vestieren. Es ist geplant, bis zum Jahr 
2020 insgesamt 250 neue Wohnungen 
zu errichten. Dafür werden ca. 70 Milli-
onen Euro investiert.

Zukünftige Wohnformen
Angesichts des demographischen Wan-
dels wird auch der Aspekt, den Men-
schen bis ins hohe Alter ein selbstbe-
stimmtes Leben in den eigenen vier 
Wänden zu ermöglichen, immer wichti-
ger. Der Anteil der älteren Menschen 
ohne Kind und ohne Familie wird zu-

künftig extrem wachsen. Diese haben 
jedoch oft ganz andere Wohnbedürfnis-
se. Eine zentrale Lage der Wohnung mit 
guter Anbindung an öffentliche Ver-
kehrsmittel und die räumliche Nähe zu 
Ärzten, Apotheken und Einkaufsmög-
lichkeiten werden wichtiger. Auch ist 
ein Anstieg des Wunsches nach alterna-
tiven Wohnformen wie „Betreutes Woh-
nen“ und „Generationenübergreifendes 
Wohnen“ deutlich erkennbar. Senioren-
gerechte Dienstleistungen wie ambulan-
te Pflegedienste und Serviceleistungen 
werden in enger Verbindung mit der 
Wohnsituation mehr denn je nachge-
fragt.

Wohnraum der Zukunft muss sich 
den individuellen Bedürfnissen junger 
und alter Bewohner anpassen können. 
So muss ein Wohnen über alle Genera-
tionen hinweg im Laufe der einzelnen 
Lebensphasen eine schrittweise Verän-
derung und Anpassung des Wohnrau-
mes zulassen. Komfort wie ein flexibler 
Grundriss, eine energieeffiziente Bau-
weise, Barrierefreiheit oder ein Aufzug 
ist für alle Mieter, ob jung oder alt, an-
genehm. Aber auch familienfreundli-
che Angebote unter Berücksichtigung 
einer einladenden Gestaltung von 
Grün- und Spielflächen sorgen für ein 
Plus an Lebensqualität für alle Bewoh-
ner im Quartier. Um die Entstehung 

Planung und Realisierung von 
Bauvorhaben müssen 
SCHNELLER als bisher erfolgen.

Für preisgünstigen Wohnungsbau 
muss von Bund und Kommunen 
BAULAND geschaffen werden.

Die demographische Entwicklung
bewirkt VERÄNDERTE Wohn-
bedürfnisse und Wohnformen.
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von sozialen Monostrukturen zu ver-
meiden, ist es wichtig, ein Angebot 
„mitalternder“ Wohnungen zur Verfü-
gung zu stellen.

Praxisbeispiele der Gemeinde 
Krailling 

Mit der Integration zugewanderter 
Menschen werden künftig auch aner-
kannte Flüchtlinge mit ihren Familien 
verstärkt Wohnraum im Landkreis su-
chen. Die Gemeinde Krailling hat dar-
auf mit dem Neubau einer sozial geför-
derten Wohnanlage mit 15 barriere-
freien Wohnungen reagiert. Drei große 
Einheiten konnten an Flüchtlingsfami-
lien aus der Kraillinger Containersied-
lung vergeben werden. Zur sozialen 
Integration von Flüchtlingen ist es aus 
vielerlei Gründen wichtig, in den 
Quartieren eine gute Durchmischung 
der Bewohnerstruktur zu erreichen, 
um von Anfang an eine Ghettobildung 
zu vermeiden. Das Belegungsrecht für 
die vom Verband Wohnen errichtete 
Anlage hat die Gemeinde Krailling, so 
dass die Kommune dies aktiv steuern 
kann. 

Für die Kraillinger über 65, die aus 
ihren zu großen Wohnungen ausziehen 
und diese eventuell ihren Kindern über-
lassen wollen, baut die Gemeinde Krail-
ling, ebenfalls mit dem Verband Woh-
nen, derzeit eine Anlage für betreutes 
Wohnen direkt im Ortszentrum. Es ent-
stehen insgesamt 22 altersgerechte 
Wohnungen, 18 2-Zimmer-, 4 3-Zim-
mer-Wohnungen. Alle werden barriere-
frei ausgestattet und sind für Elektro-
rollstuhlfahrer geeignet. Die Mieten be-
tragen hier pro Quadratmeter für Men-
schen mit Wohnberechtigungsschein  
€ 7,50. Für gemeinsame Aktivitäten gibt 
es in der Wohnanlage einen Gemein-
schaftsraum und halbtags eine Betreu-

ungsperson, die Ausflüge oder gemein-
same Veranstaltungen organisiert, um 
der Vereinsamung im Alter vorzubeu-
gen. Bezogen werden kann die Anlage 
im Frühjahr 2019.

Sensibilisierung der Bevölkerung 
Vielen Kommunen in der Planungsregi-
on 14 geht es wie uns im Landkreis 
Starnberg. Viele der Bürger, die hier 
wohnen, wollen keine Veränderung im 
Ort. Sie wollen keinen Zuzug und kei-
nen Wohnungsneubau. Es soll alles so 
bleiben, wie es ist. Aber das Leben ist 
wie ein Fluss. Es fließt immer weiter, 
und wenn man nicht an wichtigen Stel-
len regelnd eingreift, fließt das Wasser 
in die falsche Richtung. 

Wenn also in den Gemeinden auf die 
überaus starke Nachfrage nach Wohn-
raum nicht entsprechend reagiert wer-
den kann, steigen die Miet- und Kauf-
preise für Immobilien ins Unermessli-
che und auch die Kinder derjenigen, die 
schon lange bei uns wohnen, haben kei-
ne Möglichkeit mehr, sich hier Wohnei-
gentum zu schaffen oder anzumieten. 
Sie müssen wegziehen und damit verlie-
ren unsere Vereine und Verbände wie  
z. B. die freiwilligen Feuerwehren ihre 
langjährigen Mitglieder und Helfer. Die-
jenigen Bürger, die sich für hohe Millio-
nenbeträge in den Umlandgemeinden 
Häuser kaufen oder anmieten können, 
haben meist kein Interesse an großer In-
tegration in der Gemeinde.

Hier sollte künftig eine gemeinsame 
offensive Öffentlichkeitsarbeit stattfin-
den. So könnten z. B. in regionalen 
Wohnbaukonferenzen die Bürger auf 
diese Zusammenhänge mit Vorträgen 
und Beispielen hingewiesen werden, um 
dafür zu werben, dass sich die Kommu-
nen so verändern können, dass sie wei-
terhin für die Zukunft bestens gerüstet 
sind und nicht durch Bürgerproteste, 
die oft in die falsche Richtung gehen, 
ausgebremst werden.  ///

/// CHRISTINE BORST 
ist 1. Bürgermeisterin der Gemeinde 
Krailling und Vorsitzende des Verbandes 
Wohnen im Landkreis Starnberg.

Gegen Bürgerproteste hilft 
AUFKLÄRENDE Öffentlichkeitsarbeit.



IM FOKUS

26	 POLITISCHE STUDIEN // 480/2018

Wichtige Wurzeln
Die Einführung des Wahlrechts für 
Frauen stellte eine wichtige Vorausset-
zung auf dem Weg zur Gleichberechti-
gung dar. Der Diskurs über die politi-
sche Partizipation der Frau setzte im  
18. Jahrhundert in der Zeit der Aufklä-
rung und der Französischen Revolution 
ein. Die Schriftstellerin Olympe de 
Gouges (1748-1793) formulierte im Zuge 
der Französischen Revolution die „Erklä-
rung der Rechte der Frau und Bürgerin“, 
worin sie in Artikel 1 festhielt: „Die Frau 
ist frei geboren und bleibt dem Manne 
ebenbürtig in allen Rechten.“1 Sie forder-
te das Wahlrecht für Frauen und die 
gleichberechtigte Teilhabe an der politi-
schen Gestaltung des Landes, jedoch er-
folglos. Im Rahmen der Revolution von 
1848/49 griffen bürgerliche Frauen wie 

/// Eine Stimme haben

beispielsweise die Publizistin und Philo-
sophin Luise Dittmar (1807-1884) oder 
die Journalistin Mathilde Franziska An-
neke (1817-1884) das Postulat der politi-
schen Gleichberechtigung der Frau auf. 
Jedoch wurden zur Wahl der National-
versammlung in der Frankfurter Pauls-
kirche gemäß dem Zensuswahlrecht nur 
Männer ab 25 Jahren zugelassen. 

In den „Grundrechten der Deut-
schen“ fanden Frauenrechte keine Er-
wähnung, aber mit der Gründung der 
„Frauen-Zeitung“ gelang es Louise Otto 
(1819-1895) im April 1849, ein öffentli-
ches Forum für die Frauenfrage zu 
schaffen. Mit diesem Sprachrohr ver-
folgte sie zwei Ziele: die Demokratisie-
rung der Gesellschaft und die Anerken-
nung der bürgerlichen Rechte der Frau. 
Zudem forderte sie eine verbesserte ge-

100 JAHRE FRAUENWAHLRECHT
DANIELA NERI-ULTSCH /// Mit der Ausrufung des Freistaats Bayern erhielten die 
Frauen hier bereits am 8. November 1918 das aktive und passive Frauenwahlrecht, 
noch bevor am 12. November 1918 das Frauenwahlrecht in ganz Deutschland  
verkündet wurde. Nachdem Frauen nunmehr seit 100 Jahren in Deutschland in 
politischer Verantwortung stehen und Bayern dabei eine Vorreiterrolle spielte,  
bietet das Jubiläum einen geeigneten Anlass, um wichtige Wegmarken und deren 
Bedeutung für die politische Teilhabe von Frauen in den Blick zu nehmen und das 
Erreichte zu bilanzieren. 

Frauen sollten ihre Stimme nicht nur erheben, sondern 
auch richtig vergeben. Das Frauenwahlrecht gibt ihnen 

seit nunmehr 100 Jahren die Möglichkeit dazu. 
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sellschaftliche Stellung der Frauen so-
wie bessere Bildungs- und Arbeitsmög-
lichkeiten. Mit dem Scheitern der demo-
kratischen Revolution von 1848/49 fand 
auch der kurze frauenpolitische Auf-
bruch sein jähes Ende, denn 1850 wur-
de Frauen die Mitgliedschaft in politi-
schen Vereinen und Verbänden verbo-
ten.2 Darüber hinaus wurden auch auf-
grund der restriktiven Pressegesetze die 
bisher erschienenen Frauenzeitungen 
untersagt bzw. eingestellt.3 

Eine andere wichtige Wurzel für die 
Forderung nach Gleichberechtigung lag 
in der fortschreitenden Industrialisie-
rung im 19. Jahrhundert. Diese führte 
nicht nur zu einer Veränderung der bür-
gerlichen Familienstrukturen, sondern 
auch zu einer zunehmenden Verelen-
dung des Proletariats, womit für Frauen 
auch das Problem der Existenzsiche-
rung immer dringlicher wurde. Im Zuge 
dieser Entwicklung entstanden in 
Deutschland, aber auch in anderen eu-
ropäischen Ländern Frauenrechtsbewe-
gungen unterschiedlicher politischer 
Prägung. So entwickelten sich in 
Deutschland in der zweiten Hälfte des 
19. Jahrhunderts bzw. in der ersten 
Hälfte des 20. Jahrhunderts drei we-
sentliche Strömungen: 
•	� die bürgerlich-gemäßigte Frauen

bewegung, angeführt von Louise 

Otto-Peters und Auguste Schmidt 
(1833-1902) mit dem von ihnen ge-
gründeten Allgemeinen Deutschen 
Frauenverein (ADF). Ihr Engagement 
galt vor allem der Verbesserung der 
Bildungsmöglichkeiten und der Frau-
enerwerbstätigkeit; 

•	� die bürgerlich-radikale Frauenbe
wegung geleitet von Minna Cauer 
(1841-1922) und Anita Augspurg 
(1857-1943), die 1902 den Deutschen 
Verband für Frauenstimmrecht grün-
deten. Sie setzten sich vor allem für 
den Erhalt des Frauenstimmrechts 
und die staatsbürgerlichen Rechte ein; 

•	� die sozialistische Frauenbewegung, an 
deren Spitze Clara Zetkin (1857-1933) 
stand. Sie verfolgte jedoch im Unter-
schied zu den beiden erstgenannten 
Strömungen ein anderes Konzept, um 
die Emanzipation der Frau zu errei-
chen: Diese sollte nicht durch die Re-
form der bürgerlichen Gesellschaft, 
sondern durch Revolution erlangt 
werden und damit verstand Zetkin die 
sozialistische Frauenbewegung als 
Teil der sozialistischen Arbeiterbewe-
gung. Eine Zusammenarbeit mit den 
bürgerlichen Strömungen wurde des-
halb abgelehnt. 

Im Kern setzten sich die Frauen, wenn 
auch mit unterschiedlichen Schwer-
punkten und Herangehensweisen, für 

folgende Ziele ein: das Recht auf Er-
werbsarbeit, auf Bildung und das Wahl-
recht. Vor allem durch das Recht auf po-
litische Teilhabe erhofften sie sich, eine 
Verbesserung ihrer gesellschaftlichen Si-
tuation erreichen zu können. 

Wichtiger Dynamisierungsschub
Mit der Gründung des Allgemeinen 
Deutschen Frauenvereins von 1865 hat-
te sich die organisierte Frauenbewegung 
zu formieren begonnen. Schließlich ge-
lang 1894 mit dem Zusammenschluss 
zum Bund Deutscher Frauenvereine 
(BDF) nicht nur die internationale Ein-
bindung, sondern auch die organisatori-
sche Einigung der deutschen Frauenbe-
wegung. 1896 erhielt diese einen starken 
Dynamisierungsschub. Im Reichstag 
stand die Verabschiedung des neuen 
Bürgerlichen Gesetzbuches an. Der Ent-
wurf schrieb erneut die zivilrechtliche 
Benachteiligung der Frau fest. So erhielt 
der Ehemann die Vormundschaft über 
die Ehefrau. Bei Unstimmigkeiten war 
diesem die letzte Entscheidung vorbe-
halten. Die Ehefrau konnte z. B. nur mit 
Zustimmung des Ehemannes einen Ar-
beitsvertrag eingehen. War bei der Ehe-
schließung keine Gütertrennung verein-
bart worden, stand dem Ehemann auch 
das Verwaltungs- und Nutznießungs-
recht über das gesamte Vermögen der 
Ehefrau zu. 

Diese erneute Diskriminierung der 
Ehefrau gegenüber dem Ehemann rief 
innerhalb der Frauenbewegung eine 
umfangreiche Protestwelle hervor, die 
in der Presse ironisch als „Frauenland-
sturm“ bezeichnet wurde. Trotz dieses 
massiven Protests blieb es bei der Be-
nachteiligung der zivilrechtlichen Stel-
lung der Frau im Bürgerlichen Gesetz-
buch. Jedoch erhielt die Frauenbewe-
gung in der Folge dieser öffentlichen 

Auseinandersetzung immer größeren 
Zulauf und die Mitgliederzahl der 
Frauenorganisationen und -vereine 
stieg rasant an. Während der Bund 
Deutscher Frauenvereine um die Jahr-
hundertwende ca. 70.000 Mitglieder 
aufwies, zählte er 1908 etwa 200.000 
Mitglieder und am Ende des Kaiser-
reichs bereits 380.000. Daneben waren 
zahlreiche weitere Frauenverbände wie 
z.B. Frauenberufsverbände entstanden. 
1899 hatte sich der Deutsch-evangeli-
sche Frauenbund formiert und 1903 
war in Köln die Gründung des Katholi-
schen Frauenbundes Deutschland er-
folgt. 

Erste Erfolge
Auf dem bildungspolitischen Sektor war 
es der Frauenbewegung mittlerweile ge-
lungen, wichtige Teilerfolge zu erzielen. 
In Berlin konnten 1896 die ersten Frau-
en ihr Abitur ablegen. An den Universi-
täten Berlin und Göttingen wurden 
Frauen mit Genehmigung des Unter-
richtsministers als Gasthörerinnen zu 
Veranstaltungen zugelassen. In Baden 
konnten sich Frauen erstmals an einer 
Universität immatrikulieren und 1903 
öffneten sich für sie auch in Bayern die 
Universitäten. Hingegen wurden in 
Preußen Frauen erst ab 1908 zum Studi-
um zugelassen. 

Mit der Industrialisierung 
im 19. Jahrhundert 
entstanden verschiedene 
FRAUENRECHTSBEWEGUNGEN.

Erste Versuche zur politischen 
Teilhabe von Frauen erfolgten 
bereits im 18. JAHRHUNDERT.

Der PROTEST gegen die fortgesetzte 
zivilrechtliche Benachteiligung 
im BGB 1896 dynamisierte die 
Frauenbewegung.
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Das neue Reichsvereinsgesetz von 
1908 stellte einen wichtigen Meilenstein 
dar, denn es erlaubte Frauen die Mit-
gliedschaft in politischen Vereinen. Nun 
konnten sie Parteien beitreten und die 
Forderung nach dem Frauenwahlrecht 
erhielt neuen Auftrieb.4 Am 19. März 
1911 fand der erste Internationale Frau-
entag statt und stand wie in den Folge-
jahren auch ganz im Zeichen des zentra-
len Themas Frauenwahlrecht. An die-
sem Tag fanden in verschiedenen deut-
schen Städten viele öffentliche Straßen-
umzüge statt. So versammelten sich 
beispielsweise in Berlin ca. 45.000 Frau-
en. Ebenso wurden auf den verschiede-
nen Veranstaltungen Petitionen für das 
Frauenstimmrecht verfasst. Neben Ber-
lin und Hamburg gehörte damals auch 
München zu den Zentren der bürgerli-
chen Frauenbewegung. So fand anläss-
lich des Frauenstimmrechtskongresses 
1912 erstmals eine Demonstration in 
München statt, die von den beiden füh-
renden Frauenrechtlerinnen des bürger-
lich-radikalen Flügels Anita Augspurg 
und Lida Gustava Heymann organisiert 
wurde. 

Obwohl es im Zuge der Frauen-
stimmrechtsbewegung auch immer wie-
der zu Diskussionen innerhalb der Län-
derparlamente wie auch des Reichspar-
laments gekommen war, blieb die For-
derung nach dem Frauenwahlrecht er-
folglos. Erst als im Verlauf des Ersten 
Weltkriegs Frauen immer mehr gesamt-
gesellschaftliche Aufgaben übernehmen 
mussten und mit ihrer Arbeit vor allem 
auch die Aufrechterhaltung des wirt-
schaftlichen Lebens gewährleisteten, 
konnten ihre Forderungen nach politi-
scher Teilhabe nicht länger abgewiesen 
und der Ausschluss der Frauen vom 
Wahlrecht nicht mehr mit geschlechts-
spezifischen Unterschieden begründet 

werden, denn ihre Mitarbeit war für die 
Aufrechterhaltung des öffentlichen Le-
bens unverzichtbar. Nach viereinhalb 
Jahren Krieg führten Hungersnot, Men-
schenverluste und die Erkenntnis, dass 
er nicht mehr zu gewinnen war, zu 
wachsender Kriegsmüdigkeit. 

Erhalt des Frauenwahlrechts 1918
Die politische Lage in Bayern spitzte 
sich so zu, dass die königlich bayerische 
Regierung mit den im Landtag vertrete-
nen Parteien am 2. November 1918 noch 
durch ein Reformabkommen versuchte, 
die Krise zu entschärfen. Man einigte 
sich auf diese zentralen Reformpunkte: 
Einführung des Verhältniswahlrechts 
und des allgemeinen gleichen Wahl-
rechts für Männer und Frauen sowie der 
parlamentarischen Monarchie. Doch 
die Reformen kamen zu spät. Die Revo-
lution am 7. November 1918 unter der 
Führung des USPD-Politikers Kurt Eis-
ner beendete nach 738 Jahren die Herr-
schaft der Wittelsbacher in Bayern. Eis-
ner hatte die Republik ausgerufen und 
Parlamentswahlen angekündigt. Erst-
mals erhielten Frauen das aktive und 
passive Wahlrecht. Damit war Bayern 
der erste Staat in Deutschland, der die 
Republik verkündete und den Frauen 
das Wahlrecht erteilte. Am 12. Novem-
ber 1918 erfolgte in Berlin die Proklama-
tion des Frauenwahlrechts auf Reichse-

bene. Somit gehörte Deutschland neben 
Österreich, Polen, Luxemburg u.a. zu 
den Ländern, die nach dem Ersten Welt-
krieg das Frauenwahlrecht einführten. 
Finnland hatte es bereits 1906 als erstes 
Land in Europa verliehen. 

Viele Frauen in Bayern, die sich aktiv 
für das Frauenstimmrecht eingesetzt 
hatten, beteiligten sich begeistert am 
neuen politischen Leben, denn nach 
jahrzehntelangem Kampf für das Frau-
enwahlrecht waren sie endlich am Ziel. 
So nahmen am 18. November 1918 en-
gagierte Frauen, unter ihnen auch die 
beiden bekannten Frauenrechtlerinnen 
Anita Augspurg und Lida Gustava Hey-
mann, die bereits 1902 den Deutschen 
Verband für Frauenstimmrecht ins Le-
ben gerufen hatten und 1904 auch zu 
den Gründungsmitgliedern des Welt-
bundes für das Frauenwahlrecht in Ber-
lin gehörten, an einer Versammlung im 
Wagnersaal in München teil und erklär-
ten sich zur politischen Mitarbeit am 
Aufbau der Republik bereit. Im Proviso-
rischen Nationalrat, der bis zur Wahl 
des ersten demokratischen Landtags die 
Interessen des Volkes wahrnehmen soll-
te, waren unter den 256 Mitgliedern 
auch acht Frauen vertreten: Hedwig 
Kämpfer, Aloisa Eberle, Helene Sumper, 
Marie Sturm, Luise Kiesselbach, Emilie 
Mauerer, Rosa Kempf und Anita Aug-
spurg. Das entsprach einem Anteil von 
3,1 %. 

Da am 5. Dezember 1918 der Wahl-
termin für den ersten demokratischen 
Landtag für den 12. Januar 1919 be-
kannt geben wurde, fiel der Wahlkampf 
zwar kurz, aber intensiv aus. Jetzt kam 
es darauf an, die Frauen in Wahlveran-
staltungen zu überzeugen, ihr Wahl-
recht auszuüben. „Mit Rucksäcken be-
laden, die das erforderliche Propaganda-
material und eine Glocke enthielten, 

durchwanderten Frauen die Gegend von 
Dorf zu Dorf. Mit der Glocke wurde 
mächtig geklingelt, um die Bevölkerung 
in Schule und Wirtshaus zur Versamm-
lung zu laden (…) Sie (die Frauen) zeigen 
großes Interesse, richteten sachliche 
Fragen an die Rednerinnen, über Ehe-
und Erziehungsrecht der Frau sowie 
ihre ökonomische Stellung im Staat.“5 
Die verschiedenen Veranstaltungsange-
bote und auch eine deutschlandweit an-
gelegte Aktion der Publikation der „10 
Gebote zum Wahlrecht“ des Bundes 
deutscher Frauenvereine in verschiede-
nen Zeitungen für die anstehenden 
Landtags- und Reichstagswahlen zeig-
ten die erwünschte Wirkung. So betei-
ligten sich am 12. Januar an den Land-
tagswahlen in Bayern 87,9 % der Frauen 
und 87 % der Männer. Als Wahlgewin-
ner ging die konservativ-katholische 
Bayerische Volkspartei (BVP) mit 66 
Sitzen hervor. Die SPD erreichte 61 Sit-
ze, die linksliberale Deutsche Demokra-
tische Partei (DDP) erhielt 25, der Bau-
ernbund kam auf 16 und das Wahl-
bündnis aus der Deutschnationalen 
Volkspartei (DNVP) und der nationalli-
beralen Deutschen Volkspartei (DVP) 
konnte 9 Sitze beanspruchen, während 
die USPD unter Kurt Eisner nur 3 Sitze 
erringen konnte. 

Im ersten demokratisch gewählten 
Bayerischen Landtag betrug der Frauen-
anteil 4,4 %. Unter den 180 Abgeordne-
ten waren auch 8 Frauen vertreten. Da-
von gehörten vier der BVP und jeweils 
zwei der SPD und der DDP an: Ellen 
Ammann (BVP), Aloisa Eberle (BVP), 
Maria Freifrau von Gebsattel6 (BVP), 
Therese Schmitt (BVP), Käthe Günther 
(DDP), Dr. Rosa Kempf (DDP), Aurelie 
Deffner (SPD) und Emilie Mauerer 
(SPD). Insgesamt waren zwischen 1918 
und 1933 19 Frauen im Bayerischen 

Die Revolution in Bayern 
im NOVEMBER 1918 brachte mit 
der Republikgründung auch das 
Frauenwahlrecht.
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Landtag vertreten, wobei davon fünf 
Frauen nur im Provisorischen National-
rat Mitglied waren. Die Parlamentarie-
rinnen der ersten Demokratie in Bayern 
gehörten folgenden Parteien an: BVP, 
Bayerischer Mittelpartei (BMP), DDP, 
SPD und KPD. Die Vertreterinnen der 
bürgerlichen Parteien gehörten überwie-
gend dem Bildungsbürgertum an und 
waren größtenteils Lehrerinnen. Die So-
zialdemokratinnen und Kommunistin-
nen entstammten der Arbeiterschaft 
und waren auch selbst überwiegend als 
Arbeiterinnen tätig. 

Die ersten Frauen im Bayerischen 
Landtag

Trotz der relativ überschaubaren An-
zahl nahmen die Parlamentarierinnen 
mit großem politischen Engagement ihr 
Mandat wahr. Sie setzten sich konse-
quent und nachhaltig für Bildung, Ge-
sundheit und Soziales ein, indem sie 
sich über die Fraktionsgrenzen hinweg 
für die Verbesserung der rechtlichen 
Stellung der Frau, der Mädchen- und 
Frauenbildung, der Erwerbstätigkeit 
von Frauen und der Zulassung von 
Frauen bei Gericht als Schöffen sowie 
für die Gleichberechtigung stark mach-
ten. Sie kämpften auch erfolgreich für 
die Anstellung von Ärztinnen, die 
Kriegsheimkehrern weichen sollten. Die 
parlamentarischen Pionierinnen be-

haupteten sich aber auch in den „har-
ten“ Politikfeldern und engagierten sich 
häufig in zentralen Ausschüssen wie für 
Verfassungsfragen, Staatshaushalt, Fi-
nanzen oder Wirtschaft. 

Ausnahmepolitikerin Ellen Ammann
Der gebürtigen Schwedin und Gründe-
rin der katholischen Bahnhofsmission 
sowie des bayerischen Zweiges des 
Deutschen katholischen Frauenbundes, 
Ellen Ammann 7 (BVP), war es als einzi-
ger der ersten Parlamentarierinnen ge-
lungen, ab 1919 bei allen Landtagswah-
len ein Mandat zu erringen. Ammann 
gehörte dem Landtag bis zu ihrem Tod 
am 22. November 1932 an und war eine 
unermüdliche Kämpferin für die Ver-
besserung der gesellschaftlichen Stel-
lung der Frau sowie für den Erhalt der 
Demokratie. Sie war Mitglied im Verfas-
sungsausschuss und arbeitete an der 
Neugestaltung der bayerischen Verfas-
sung mit, die im August 1919 in Bam-
berg verabschiedet wurde. Durch ihr 
mutiges Handeln gelang es ihr, den Hit-
lerputsch von 1923 zu vereiteln. Am 8. 
November 1923 hatte sie erfahren, dass 
ein Putschversuch geplant wurde. Um-
sichtig berief sie den stv. Ministerpräsi-
denten Franz Matt und einige Landtags-
kollegen zu einer Lagebesprechung in 
die von ihr gegründete soziale Frauen-
schule ein. Somit konnten Maßnahmen 
in die Wege geleitet werden, die den 
Putsch schnell scheitern ließen. 

Ellen Ammann starb in Ausübung 
ihres Mandats. Unmittelbar nach einer 
Rede zur Verbesserung der Situation 
von kinderreichen Familien im Bayeri-
schen Landtag erlitt sie einen Schlagan-
fall, an dessen Folgen sie kurz darauf 
verstarb. Sie hatte sich durch ihr soziales 
und politisches Engagement großes ge-
sellschaftliches Ansehen erworben. An 

den Trauerfeierlichkeiten zu ihrer Beer-
digung nahmen nicht nur Ministerprä-
sident Held und sein Kabinett, Kardinal 
Faulhaber und wichtige Vertreter der 
Stadt München, sondern große Teile der 
Münchner Stadtbevölkerung teil. 

NS-Herrschaft 
Die Machtergreifung der Nationalsozia-
listen 1933 beendete die aktive politi-
sche Teilhabe von Frauen und stellte ei-
nen massiven Rückschritt in der bis da-
hin erfolgten Entwicklung der prakti-
zierten Partizipationsmöglichkeiten von 
Frauen dar. Die NSDAP hatte schon 
1921 in ihren Parteistatuten beschlos-
sen, dass Frauen weder Mitglieder der 
Parteiführung noch Mitglieder leitender 
Ausschüsse werden konnten. Vielmehr 
sahen die Nationalsozialisten für Frauen 
die Rolle als Mutter und Hausfrau als 
„wesensbestimmt“ vor. Im Juni/Juli 
1933 wurden per Reichsgesetz alle Par-
teien mit Ausnahme der NSDAP verbo-
ten bzw. waren bereits vorher zerschla-
gen oder zur Selbstauflösung gezwun-
gen worden.8 

Nach 1945
Nach 1945 bot sich den Frauen mit dem 
politischen Neubeginn eine historisch 
einzigartige Chance. In der unmittelba-
ren Nachkriegszeit war politisches En-
gagement von Frauen nicht nur er-

wünscht, sondern wurde vor allem auch 
gebraucht. Kriegsbedingt gab es in 
Deutschland mehr Frauen als Männer 
und so wurden sie zu einem politisch 
wichtigen Faktor. Viele Frauen nahmen 
ihr politisches Engagement, das sie be-
reits vor 1933 ausgeübt hatten, wieder 
auf. Zwei Motive waren dafür aus-
schlaggebend: Ein Teil von ihnen be-
gründete die politische Tätigkeit mit 
dem Verantwortungsgefühl und der 
Notwendigkeit, die männlich geprägte 
Politik, gerade vor dem Hintergrund der 
Erfahrungen mit dem Dritten Reich, 
jetzt beim Neubeginn mit weiblichen Ei-
genschaften und Sichtweisen zu ergän-
zen und damit zum Gelingen der Demo-
kratie beizutragen. „Ich sehe gerade in 
der Ausschaltung des weiblichen Ein-
flusses in der Politik eine der Ursachen 
unseres heutigen Zusammenbruchs. (…) 
Wir müssen uns der Mühe und des Op-
fers des politischen Kampfes unterzie-
hen“, so die Überzeugung von Maria 
Probst (CSU).9 Sie gehörte zu den fünf 
Pionierinnen des ersten bayerischen 
Nachkriegslandtags und stieg ab 1949 
zu einer der wichtigsten Nachkriegspo-
litikerinnen des Deutschen Bundestags 
auf. Der andere Teil wollte die Chance 
des Neuanfangs nutzen, um auf die 
Gleichberechtigung von Mann und Frau 
und damit auf eine veränderte Gesell-
schaftspolitik hinzuwirken. Schließlich 
gelang es Elisabeth Selbert (SPD) in Zu-
sammenarbeit mit ihren drei Mitstreite-
rinnen Frieda Nadig (SPD), Helene We-
ber (CDU) und Helene Wessel (Zent-
rum), im Parlamentarischen Rat die 
Gleichberechtigung von Mann und Frau 
im Grundgesetz festzuschreiben. 

Am Wiederaufbau der Demokratie 
in Bayern arbeiteten Frauen erneut poli-
tisch tatkräftig mit.10 Sechs weiblichen 
Abgeordneten gelang es, in die Verfas-

Im ersten demokratisch 
gewählten Bayerischen Landtag gab 
es ACHT weibliche Abgeordnete.

Die NS-Herrschaft BEENDETE 
die aktive politische Teilhabe 
von Frauen.



IM FOKUS

34	 POLITISCHE STUDIEN // 480/2018 	 480/2018 // POLITISCHE STUDIEN 	 35

sunggebende Landesversammlung ein-
zuziehen. Im ersten Nachkriegslandtag 
von 1946 bis 1950 konnten fünf Politi-
kerinnen ein Mandat erringen: Maria 
Deku, Franziska Gröber, Maria Probst 
und Zita Zehner, alle CSU, sowie die 
Sozialdemokratin Friedl Schlichtinger. 
Die amerikanische Militärregierung 
förderte die aktive Teilnahme der Frau-
en am politischen Leben und forderte, 
dass Frauen in Parteien wie auch in ver-
schiedenen kommunalen und landes-
politischen Gremien vertreten waren. 
So war es bei der ersten Nachkriegs-
landtagswahl ganz selbstverständlich, 
dass Frauen für einen Stimmkreis kan-
didierten und nicht über die Wahlliste 
in den Bayerischen Landtag einziehen 
konnten. Die kurze Zeit des politischen 
Aufbruchs der Frauen währte jedoch 
nicht lange. Mit der zunehmenden 
Rückkehr zur Normalität, der Wieder-
belebung der Wirtschaft mit der Wäh-
rungsreform von 1948 und dem in den 
1950er-Jahren einsetzenden Wirt-
schaftswunder sowie der Heimkehr vie-
ler Kriegsgefangener mussten die Frau-
en wieder in die zweite Reihe zurück-
treten. Bei den Landtagswahlen von 
1950 zog keine Frau mehr als Stimm-
kreiskandidatin, sondern nur noch 
über die Wahlliste ins bayerische Parla-
ment ein. Obwohl der Frauenanteil im 
ersten Nachkriegslandtag nur 2,4 % 
betrug, war es den wenigen Politikerin-
nen gelungen, wichtige politische Ent-
scheidungen anzustoßen und mitzuge-
stalten. So gehörten zu den Erfolgen ih-
rer Politik beispielsweise die Erhöhung 
staatlicher Erziehungsbeihilfe und In-
validenrente, die Gewährung von Blin-
dengeld, die Einführung von Renten für 
Kriegswitwen und Waisen, die Stär-
kung der Rechte von Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern, der Woh-

nungsbau für Flüchtlinge und Ausge-
bombte sowie die Förderung begabter 
Kinder aus sozial schwachen Familien. 

Trotz der politischen Errungen-
schaften, die die Politikerinnen erzielen 
konnten, stellten sie nicht nur in Bayern, 
sondern auch auf Bundesebene bis in 
die 1970er-Jahre eine überschaubare 
Gruppe dar. In den Medien wurde von 
„Farbtupfern in den Parlamenten“ ge-
sprochen. Aufgrund ihrer Unterreprä-
sentanz konnten sie damals nur in aus-
gewählten Politikfeldern wie Soziales, 
Gesundheit und Bildung mitgestalten. 
Erst im Zuge der zweiten Frauenbewe-
gung und der Bildungsoffensive in den 
1970er-Jahren kam es zu gesellschaftli-
chen Veränderungen, die sich ab Mitte 
der 1980er-Jahre auch in einem konti-
nuierlichen Anstieg des Frauenanteils 
im Bayerischen Landtag widerspiegel-
ten. 1986 führte der Einzug der GRÜ-
NEN ins Maximilianeum zu einem sig-
nifikanten Anstieg der Mandatsträge-
rinnen. Aufgrund der fünfzigprozen- 
tigen Frauenquote waren 8 der 15  
GRÜNEN-Abgeordneten weiblich. 

Frauen konnten in den 1980er- und 
1990er-Jahren nicht nur quantitativ ih-
ren Einfluss steigern, sondern auch auf 
weitere Politikfelder ausdehnen. Diese 
neuen Chancen für Frauen in der Politik 
standen in engem Zusammenhang mit 
der Diskussion und Einführung von 
parteiinternen Maßnahmen zur Frauen-

förderung. Durch die zweite Frauenbe-
wegung der 1970er-Jahre wurden er-
neut Fragen der Gleichberechtigung, 
Quotierung und Förderung von Frauen 
in der breiten Öffentlichkeit themati-
siert. Diese Debatten waren nun auch in 
den politischen Parteien angekommen 
und führten allmählich, jedoch mit un-
terschiedlichem Tempo, zu Veränderun-
gen bei internen Rekrutierungsmaßnah-
men. 

Auf Regierungsebene entwickelte 
sich der Frauenanteil zunächst noch zö-
gerlicher. Erst 1974 wurde Mathilde 
Berghofer-Weichner 11 zur Staatssekretä-
rin im Kultusministerium ernannt, be-
vor sie 1986 als erste Ministerin das Jus-
tizressort übernahm. Ab Ende der 
1980er-Jahre nahm die Regierungsbe-
teiligung von Frauen auf Staatssekre-
tärs- wie auch auf Ministerebene nach 
und nach mehr zu. So lässt sich auch auf 
Regierungsebene eine enge Korrelation 
zwischen steigender Repräsentanz von 
Frauen und zunehmender Übernahme 
von weiteren Politikfeldern feststellen. 
1994 übernahm Barbara Stamm (CSU) 
das Sozialministerium, Ursula Männle 
(CSU) das Ministerium für Bundesan-
gelegenheiten und 2007 verantwortete 
Emilia Müller (CSU) das Wirtschafts-
ministerium. Eine ähnlich langsame 
Entwicklung lässt sich auch im Hinblick 
auf die Repräsentanz von Frauen an der 
Spitze der Ausschüsse bzw. der Fraktio-

nen feststellen. Mit zunehmender Re-
präsentanz konnten Parlamentarierin-
nen nicht nur das Themenspektrum, 
sondern auch den Radius ihrer politi-
schen Arbeit kontinuierlich verbreitern 
und nach und nach auch Führungsposi-
tionen im Bayerischen Landtag beset-
zen. Schließlich steht seit 2008 mit Bar-
bara Stamm erstmals eine Präsidentin 
an der Spitze des Bayerischen Landtags. 

 … noch nicht am Ziel
Rückblickend wird deutlich, dass der 
Erhalt des aktiven und passiven Wahl-
rechts für Frauen 1918 eine zentrale Er-
rungenschaft gewesen ist, denn nun 
konnten sie durch die politische Teilha-
be aktiv an der Ausgestaltung der ersten 
parlamentarischen Demokratie mitwir-
ken. Es ist jedoch gleichzeitig offensicht-
lich, dass damit der Kampf gegen die 
Ungleichbehandlung der Frau noch lan-
ge nicht zu Ende war. Die juristische 
Gleichberechtigung konnte in der Wei-
marer Verfassung noch nicht verankert 
werden, diese wurde erst im Grundge-
setz der Bundesrepublik Deutschland 
1949 festgeschrieben. Allerdings sollte 
die familienrechtliche und zivilrechtli-
che Umsetzung dieses Gleichberechti-
gungsgebotes weitere Jahrzehnte in An-
spruch nehmen: 1958 Inkrafttreten des 
Gleichberechtigungsgesetzes, 1977 Ein-
führung des Partnerschaftsprinzips im 
Ehe- und Familienrecht. Im Zuge der 
Wiedervereinigung wurde dieses 
Grundrecht 1993/1994 um den Zusatz 
erweitert: „Der Staat fördert die tatsäch-
liche Gleichberechtigung von Frauen 
und Männern und wirkt auf die Beseiti-
gung bestehender Nachteile hin.“ Mit 
diesem Verfassungszusatz wurde auf 
Bundes-, Landes- und kommunaler 
Ebene die Rechtsgrundlage für Gleich-
stellungsgesetze geschaffen. 

Erst 1986 gab es mit 
Mathilde Berghofer-Weichner 
die erste bayerische Ministerin.

Nach 1945 kam es zu einem 
kurzfristigen politischen 
NEUAUFBRUCH der Frauen.
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Anlässlich des Jubiläums 100 Jahre 
Frauenwahlrecht kann durchaus eine 
überwiegend positive Bilanz gezogen 
werden, denn Frauen sind heute als poli-
tische Entscheidungsträgerinnen eine 
Normalität. Zudem ist es ihnen in den 
zurückliegenden Jahrzehnten in Zu-
sammenarbeit mit ihren Parlamentskol-
legen gelungen, viele gesellschaftspoliti-
sche Änderungen durch eine allgemeine 
Verbesserung der rechtlichen Stellung 
der Frau zu erwirken. Allerdings kann 
dies nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass noch große Herausforderungen auf 
dem Weg zur tatsächlichen Gleichstel-
lung von Frau und Mann zu bewältigen 
sind. Ein wichtiges Thema für das be-
reits die erste Politikerinnengeneration 
vor 100 Jahren gekämpft hat, „Gleicher 
Lohn für gleiche Arbeit“ ist nach wie vor 
aktuell und bedarf noch der Umset-
zung.  ///

PROF. DR. DANIELA NERI-ULTSCH
ist Hochschullehrerin für Neuere und 
Neueste Geschichte an der Universität 
Regensburg.
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  1 �Die Forderung Olympe de Gouges, die Menschen- 

und Bürgerrechte auch für die Frauen gelten zu 
lassen, kostete sie 1793 das Leben. Vgl. zu ihrem 
Werk: Burmeister, Karl Heinz: Olympe de Gouges. 
Die Rechte der Frau. 1791, Bern u. a. 1999. 

  2 �Im März 1850 wurde in Preußen ein Vereinsgesetz 
erlassen, das „Frauenspersonen, Schülern und 
Lehrlingen“ die Mitgliedschaft in politischen Ver-
einen und die Teilnahme an politischen Veranstal-
tungen verbot. Dieses Gesetz hielt Einzug in die 
meisten anderen deutschen Länder und verbot 
Frauen bis zur Aufhebung 1908 die Mitgliedschaft 
in politischen Vereinen. Schaser, Angelika: Frau-
enbewegung in Deutschland 1848-1933, Darm-
stadt 2006, S. 19.

  3 �Betroffen waren davon beispielsweise die von Lou-
ise Dittmar in Leipzig herausgegebene Zeitung 
„Die soziale Reform“ oder die von Mathilde Fran-
ziska Anneke publizierte Frauenzeitung in Köln. 
Schaser: Frauenbewegung, S. 19. 

  4 �Allerdings war die Frauenstimmrechtsbewegung 
nicht homogen, sondern sprach sich für unter-
schiedliche Wahlrechtsformen aus. Vgl. dazu  
Wickert, Christl: Heraus mit dem Frauenwahl-
recht, Pfaffenweiler 1990, S. 85 f.

  5 �Heymann, Lida Gustava / Augspurg, Anita: Erleb-
tes – Erschautes. Deutsche Frauen kämpfen für 
Freiheit, Recht und Frieden 1850-1940, Meisen-
heim an der Glan 1972, S. 166.

  6 �Maria Freifrau von Gebsattel rückte am 3. Juli für 
den ausgetretenen Abgeordneten Wilhelm Frei-
herr von Pechmann in den Bayerischen Landtag 
nach. 

  7 �Holtmann, Gunda: Ellen Ammann – eine intellek-
tuelle Biographie, Würzburg 2017.

  8 �Zur Rolle der Frau und zum Wandel des Parla-
ments während der NS-Zeit: Heinsohn, Kirsten: 
Zwischen Karriere und Verfolgung. Handlungs-
räume von Frauen im nationalsozialistischen 
Deutschland, Frankfurt 1997; Hubert, Peter: Uni-
formierter Reichstag. Die Geschichte der Pseudo-
Volksvertretung 1933-1945, Düsseldorf 1992.

  9 �Vgl. zu Maria Probst: Höpfinger, Renate (Hrsg.): 
Maria Probst 1902-1967, Bayerische Lebensbilder 
4: Biografien, Erinnerungen, Zeugnisse, München 
2017; Männle, Ursula (Hrsg.): „Weil ich so viel 
Not gesehen …“. Maria Probst 1902-1967, Mün-
chen 2017.

10 �Zum politischen Wirken, Leistung und Selbstver-
ständnis der Parlamentarierinnen in Bayern nach 
1945 siehe den Ausstellungskatalog: Neri-Ultsch, 
Daniela: „Frau Abgeordnete Sie haben das Wort!“- 
Frauen gestalten Politik in Bayern 1946-2016: Eine 
Ausstellung des Bayerischen Landtags, München 
2017.

11 �Männle, Ursula (Hrsg.): Eine starke Frau in der 
Politik. Mathilde Berghofer-Weichner 1931-2008, 
München 2018.

Fläche als begrenzte Ressource
„Fläche ist eine begrenzte Ressource. 
Um ihre Nutzung konkurrieren unter 
anderem Land- und Forstwirtschaft, 
Siedlung und Verkehr, Rohstoffabbau 
und Energieerzeugung. Die Inanspruch-
nahme zusätzlicher Flächen für Sied-
lungs- und Verkehrszwecke soll bis zum 
Jahr 2030 auf unter 30 ha pro Tag be-
grenzt werden.“ So lautet das Ziel der 
Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie. 
Was umgangssprachlich als Flächenver-
brauch bezeichnet wird, heißt korrekt 
eigentlich Flächeninanspruchnahme 
durch Nutzungswechsel. Es handelt 
sich also um die Umwandlung insbe-
sondere von landwirtschaftlichen oder 
naturbelassenen Flächen in Siedlungs- 
und Verkehrsflächen (SuV). Diese um-
fassen auch unbebaute und nicht versie-
gelte Böden wie Gärten, Grünanlagen, 

Sportplätze oder Friedhöfe. Flächenver-
brauch ist daher nicht unbedingt mit 
Versiegelung gleichzusetzen. 

Bayern hat als erstes Bundesland an-
hand von Satellitenbildern detailliert 
untersuchen lassen, wie hoch der Anteil 
der versiegelten Fläche in den bayeri-
schen Städten, Gemeinden, Landkrei-
sen und Regionen tatsächlich ist.1 Dem-
nach waren die Siedlungs- und Ver-
kehrsflächen im Freistaat im Jahr 2000 
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/// Platz da: Drei Konzepte zur Reduzierung des Flächenverbrauchs 

FLÄCHENDRUCK IN BAYERN 
AUSWEGLOS? – MITNICHTEN! 

SILKE FRANKE /// Die Akademie für Politik und Zeitgeschehen der Hanns-Seidel- 
Stiftung lädt regelmäßig zu einem Runden Tisch „Flächendruck“ ein. Neben dem 
Informationsaustausch geht es um die Analyse der bestehenden Instrumente und  
die Suche nach neuen Wegen, dem Flächendruck zu begegnen. Drei aktuelle Beispiele  
könnten den Weg weisen: die räumliche Entwicklungsstrategie des Landkreises  
Fürstenfeldbruck, die Innenentwicklungslotsen des Landkreises Donau-Ries und  
das Gewerbeflächenmanagement in der Fränkischen Schweiz.

Flächenverbrauch bedeutet auch 
Flächeninanspruchnahme durch 
NUTZUNGSWECHSEL.
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Entwicklungen zu einem sogenannten 
„Donut-Effekt“: Während im Außenbe-
reich auf der grünen Wiese Neubauge-
biete entstehen, fehlt es an Investitionen 
im Ortskern, was sichtbar wird an leer-
stehenden Wohnungen und Geschäften 
oder an Gebäuden mit Sanierungs- und 
Modernisierungsbedarf. 

Weitere Folgen sind

•	� Bodenversiegelung und Landschafts-
zerschneidung und damit Beein-
trächtigung der so genannten „Öko-
systemleistungen“ wie z. B. Klimare-
gulierung, Grundwasserneubildung, 
Hochwasserschutz und Biodiversität;

•	� allgemeine Umweltbelastungen wie 
Lärm und Luftverschmutzung sowie 
Verlust an naturnahen Flächen und 
damit Beeinträchtigung der Um-
feldqualität bzw. Lebensqualität der 
Bewohner sowie

•	� Verlust an Flächen für die Landwirt-
schaft und damit auch für die Nah-
rungsmittelproduktion.

Hilfsmittel
Was können Kommunen tun? Ehe neue 
Flächen ausgewiesen werden, sollte ge-
prüft werden, ob hier überhaupt ein ent-
sprechender Bedarf vorliegt und ob die-
ser nicht zunächst im Innenbereich ge-
deckt werden kann, etwa durch Baulü-

Wirtschaftswachstum und 
gestiegene Ansprüche erzeugen 
zunehmend FLÄCHENNACHFRAGE.

ANALYSEN

zu rund 47 % und 2015 mit gut 4.200 
qkm zu rund 51 % versiegelt. Gegen-
über dem Jahr 2000 hat sie durch-
schnittlich um 44,7 qkm pro Jahr zuge-
nommen, was mehr als der halben Flä-
che des Chiemsees entspricht. 

Ursachen und Folgen
Die Gründe für den Flächenverbrauch 
liegen im Wirtschaftswachstum, der 
konjunkturell bedingten regen Bautätig-
keit, dem Bevölkerungswachstum und 
dem Ausbau der Verkehrsinfrastruktur. 
Es gibt in Bayern einen ungedeckten Be-
darf an Wohnungen und Nachfrage 
nach Gewerbegebieten. Und es gilt das 
Ziel der „gleichwertigen Lebensbedin-
gungen in allen Landesteilen“, das nicht 
nur den Ballungsräumen, sondern auch 
anderen Regionen eine Entwicklung zu-

gesteht. Allerdings ist auch zu beobach-
ten, dass sich die Dimensionen geändert 
haben. Man denke da nur an die gestie-
genen Ansprüche bei den Wohnungs-
größen, den Flächenbedarf von Logis-
tikhallen oder die aktuellen Standards 
bei Neubauvorhaben in der Verkehrsin-
frastruktur, ob Landwirtschaftsweg 
oder Bundesstraße. 

Nicht zu vernachlässigen sind auch 
die Wechselwirkungen von Entwicklun-
gen. Neue Wohngebiete erzeugen wie-
derum Flächenbedarfe für die Verkehrs-
anbindung. Entlang von Verkehrsach-
sen entstehen bevorzugt neue Gewerbe-
gebiete. Ein weiterer Faktor liegt in der 
oft wachstumsorientierten Angebots-
planung von Gemeinden, die Flächen 
ausweisen, um Familien und Gewerbe 
anzulocken. Zum Teil kommt es bei den 

cken, Brachflächen, Konversionsflächen 
oder Leerstände. Es gilt das Prinzip 
„Innenentwicklung vor Außenentwick-
lung“. Für Kommunen werden dabei fol-
gende Hilfsmittel bereitgestellt: 

•	� Folgekostenschätzer (Bayerisches 
Landesamt für Umwelt LfU): Welche 
Folgekosten wären mit der Auswei-
sung eines neuen Baugebiets verbun-
den, z. B. für die Vorhaltung weiterer 
Infrastrukturen und Grünflächen?2

•	� Flächenmanagement-Datenbank 
(LfU): Mithilfe der Datenbank lassen 
sich Flächen, die potenziell neu be-
baut werden können, erfassen und 
verwalten. Dazu gehören Baulücken 
und Brachflächen, aber auch Leer-
stände und Althofstellen.3

•	� Vitalitäts-Check (Landwirtschafts-
ministerium): Der Vitalitäts-Check 
ist ein datenbankgestütztes Analyse-
instrument zur Innenentwicklung 
für Dörfer und Gemeinden, mit dem 
die bauliche, funktionale und soziale 
Situation erfasst wird.4

•	� Projektbeispiele für Innenentwick-
lung.5 

•	� Auch über die interkommunale Zu-
sammenarbeit benachbarter Gemein-
den können Flächen effektiver ge-
nutzt werden. Als Pionier- und Mo-
dellprojekt gilt hier z. B. die Integrier-
te Ländliche Entwicklung „Oberes 
Werntal“.6

Aus Alt mach wieder Neu! Auch mit Sanierung kann man Platz gewinnen oder erhalten,  
z. B. dringend benötigten Wohnraum.
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Für die INNENENTWICKLUNG 
stehen den Kommunen Hilfsmittel 
zur Verfügung.
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Strikte Begrenzung des „Flächen-
fraßes“?

Das Bayerische Landesentwicklungs-
programm (LEP) greift das Thema ex-
plizit in Kapitel 3 auf, etwa durch die 
„Grundsätze zum Flächensparen“ (3.1.), 
dem Ziel „Innenentwicklung vor Au-
ßenentwicklung“ (3.2.) und den Aus-
führungen zur „Vermeidung von Zer-
siedlung“ (3.3.).7 Auch wenn der Flä-
chenverbrauch in Bayern unter dem 
bundesdeutschen Durchschnitt liegt, 
sind manchen die Formulierungen im 
LEP noch zu weich, wodurch aktuell 
eine rege Diskussion um schärfere Be-
grenzungsinstrumente entfacht wurde. 
Ein Vorschlag sieht vor, in das Bayeri-
sche Landesplanungsgesetz eine Rege-
lung aufzunehmen, die den Flächenver-
brauch bis zum Jahr 2020 auf höchstens 
4,7 ha/Tag festschreibt. Ergänzend soll 
ein Handelssystem mit Flächenauswei-
sungsrechten eingeführt werden. Für 
die Gemeinden wäre dies allerdings ein 
radikaler Eingriff in ihre Planungsho-
heit, einen sehr wichtigen Kernbereich 
des kommunalen Selbstverwaltungs-
rechts (Art. 28 GG, 11 Bay. Verfg.) und 
würde sich auf bereits bestehende Pla-
nungen auswirken. Außerdem ist zu be-
denken, dass nicht nur Kommunen Flä-
chen benötigen. Auch für überregional 
bedeutsame Infrastrukturen wie z. B. 
ICE-Trassen werden dauerhaft Flächen 
„verbraucht“, was das Kontingent min-
dert.8 Zu berücksichtigen ist auch, dass 
die Verknappung der Fläche zu Preis-
steigerungen und damit zu höheren 
Wohnkosten führen würde. 

Der Bayerische Gemeindetag hat da-
her eine eigene Position erarbeitet. So 
ließen sich durch einige wenige Ergän-
zungen und Änderungen im Baurecht 
seiner Meinung nach mehr Praxisnähe 
und Durchschlagskraft v. a. für die In-

nenentwicklung erzielen.9 Wie sollen 
zwischen freiwilligen Maßnahmen und 
Anreizen auf der einen und strengen 
Vorgaben und Obergrenzen auf der an-
deren Seite die richtigen Weichen ge-
stellt werden? Der Umweltausschuss des 
Bayerischen Landtags hat jüngst Exper-
ten zu einer Anhörung eingeladen, um 
sich über mögliche Instrumente zum 
Flächensparen zu informieren. Vom Flä-
chenbilanzcheck und Flächenfonds 
über interkommunale Zusammenarbeit 
und Flächenmanager bis hin zu einer 
Versiegelungsabgabe und einer Reform 
der Gemeindefinanzen – die Ideen wa-
ren zahlreich, genauso wie die Pro- und 
Contra-Argumente. Das Thema bleibt 
aktuell.

Erfreulicherweise gibt es in einigen 
Landkreisen bereits Initiativen, die zei-
gen, wie sich Akteure einstweilen mit 
dem Problem des Flächendrucks und 
dem Ziel, mit dem Flächenverbrauch 
sparsam umzugehen, auseinanderset-
zen. Drei ausgewählte Beispiele werden 
nachfolgend vorgestellt.

Beispiel 1: Landkreis Fürstenfeld-
bruck: Räumliche Entwicklungs-
strategie 
Anlass und Vorgehen

Die positive wirtschaftliche Entwick-
lung und Attraktivität der Landeshaupt-
stadt München stellt die ganze Region 

vor Herausforderungen. Wie sollen die 
umliegenden Kommunen mit dem 
wachsenden Siedlungs- und Erholungs-
druck und dem ständig steigenden Ver-
kehrsaufkommen umgehen? Wie kön-
nen sie gleichzeitig Kulturlandschaften 
schützen und die Belange der Landwirt-
schaft berücksichtigen? 

Im Landkreis Fürstenfeldbruck ha-
ben sich 16 Gemeinden und Städte zu-
sammengeschlossen, um eine gemeinsa-
me Strategie für die weitere räumliche 
Entwicklung zu erarbeiten (Räumliche 
Entwicklungsstrategie, RES).10 Dabei 
wurden sie von externen Planungsbüros 
unterstützt. Als Pilotprojekt des Pro-
gramms „Förderung von modellhaften 
Planungen und Untersuchungen“ erhiel-
ten sie Zuschüsse von der Obersten Bau-
behörde.

Im Zeitraum von Oktober 2015 bis 
Februar 2017 haben die Gruppen „Poli-
tik und Verwaltung“ und „Öffentlich-
keit“ in mehreren Workshop-Runden 

Grundlagen und alternative Zukunfts-
vorstellungen erörtert und schließlich 
eine Strategie und Umsetzungsmöglich-
keiten erarbeitet, die diese sieben The-
menstellungen betrafen: 

•	� Landkreis innerhalb der Region posi-
tionieren;

•	� Landschaftsräume sichern und ge-
bietstypisch weiterentwickeln;

•	� Naherholung aktivieren und aufwer-
ten;

•	� Mobilität ortsverträglich gestalten;
•	� Vielfalt an Wohnformen schaffen;
•	� Landkreis als Wirtschaftsstandort 

fördern sowie
•	� Ortsbilder mit ihren Besonderheiten 

stärken.

„Von der Landschaft her denken“
„Dies war ein durchaus langwieriger 
Prozess mit kontroversen Diskussionen, 
nicht nur mit den Planern, sondern auch 
mit den Bürgern“, berichtet Michael 

Die Einbindung von Bürgern wie hier im Landkreis Fürstenfeldbruck ist ein Pluspunkt.
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Es gibt zahlreiche Ideen und 
ANSÄTZE zum Flächensparen.
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Schanderl, 1. Bürgermeister der Ge-
meinde Emmering. Ein Prozess, der in-
teressante Ansätze hervorgebracht hat. 
Neu dabei ist das „Denken von der 
Landschaft her“. Statt lediglich zu über-
legen, wo es überall Flächen für eine 
weitere Siedlungsausdehnung gibt, hat 
man zunächst Tabuzonen definiert, dar-
unter die ohnehin geschützten Land-
schaftsbestandteile, aber auch identi-
tätsstiftende Landschaftsbilder und die 
für Naturschutz und Naherholung 
wichtigen Grünvernetzungen. Nur die 
verbleibenden Bereiche wurden als Op-
tionsflächen dargestellt und für die zu-
künftige Siedlungsentwicklung heran-
gezogen. Aus den dargestellten Potenzi-
alflächen kann jede Gemeinde entspre-
chend dem Bedarf eine Auswahl treffen 
und Flächen entwickeln. In den voraus-
gegangenen 10 Jahren hatten die Orte 
im Schnitt ein jährliches Wachstum von 
1 % verzeichnet, ca. 2.000 Einwohner 
pro Jahr. Diese Größenordnung wird 
auch weiterhin als verträglich angese-
hen. Somit haben sich die Beteiligten 
selbst einen qualitativen und quantitati-
ven Rahmen für die weitere Entwick-
lung gesetzt.

Verbindlichkeit 
Wie verbindlich ist diese Rahmenset-
zung? Im Abschlussbericht steht vor-
sichtig formuliert: „Die Räumliche Ent-
wicklungsstrategie dient als informeller 

Handlungsleitfaden, der die politische 
Entscheidungsfindung im Bereich der 
Siedlungsentwicklung, der Freirau-
mentwicklung, der Entwicklung von 
Arbeitsplätzen und der Mobilität unter-
stützen kann. Die RES könnte auch zur 
Grundlage einer verbindlicheren inter-
kommunalen Vereinbarung werden, 
wenn man sich darauf verständigt.“

Fakt ist: Der Landkreis ist mit einem 
stark urbanisierten östlichen Teil und 
einem noch sehr ländlich und landwirt-
schaftlich geprägten westlichen Teil un-
terschiedlich strukturiert und entspre-
chend unterschiedlich sind auch die 
Motive der einzelnen Gemeinden. Eine 
gewisse Verbindlichkeit ergibt sich 
schlichtweg aus der Tatsache, dass das 
Strategiepapier „auf dem Tisch“ ist und 
daran zahlreiche Menschen mitgewirkt 
haben. Da die RES in Eigeninitiative er-
arbeitet wurde, ergibt sich daraus auch 
eine größere Selbstverpflichtung. 

Für Bürgermeister Schanderl hat das 
übergemeindliche Vorgehen weitere 
Vorteile: „Ein gemeinsam abgestimmtes 
Konzept bietet den Gemeinderäten eine 
klare Orientierung und ermöglicht ih-
nen, sich nach außen klug zu positionie-
ren. Der gemeinsame Weg ist auch kos-
tengünstiger als jeweils eigene Konzepte 
und Prozesse im Alleingang anzugehen. 
Der Wissenstransfer und die Einbin-
dung von weiteren Akteuren und Bür-
gern zählen ebenfalls zu den Pluspunk-
ten.“

Beispiel 2: Landkreis Donau-Ries: 
Innenentwicklungs-Lotsen

Ein Schlüssel für das Flächensparen ist 
der Grundsatz „Innen- vor Außenent-
wicklung“. Das bedeutet: Ehe neue Bau-
vorhaben auf der „grünen Wiese“ umge-
setzt werden, gilt es zu prüfen, welche 
Potenziale im Innerortsbereich genutzt 

werden könnten, etwa Brachflächen 
oder Leerstände. Genau dies unterstützt 
der Landkreis Donau-Ries mit verschie-
denen Serviceleistungen, die über das 
Konversionsmanagement angeboten 
und durch das Bayerische Staatsminis-
terium der Finanzen, für Landesent-
wicklung und Heimat gefördert werden. 

Konversionsmanagerin Barbara 
Wunder erklärt: „2014 haben sich 6 Ge-
meinden an dem Pilotprojekt beteiligt, 
inzwischen sind es 27. Dies zeigt, dass 
das Projekt ankommt und viele Bürger-
meister für dieses Thema sensibilisiert 
sind.“ Für den Erfolg spielt das offensive 
Vorgehen des Landkreises eine große 
Rolle. Über die Initiierung hinaus ist 
das laufende, begleitende Projektma-
nagement eine große Entlastung für die 
Gemeinden. So erhalten sie immer wie-
der neue Ideen, fachliche Impulse für 
die Innenentwicklung und Leitfäden für 
weitere Schritte im kommunalen Flä-
chenmanagement. Den Gemeinden und 
Bauherren stehen Infomappen und Wer-
bematerial sowie eine Checkliste und 
eine detaillierte Arbeitshilfe zur Verfü-
gung.11

Darüber hinaus erhalten die zustän-
digen Mitarbeiter der Gemeinden Schu-
lungen, meist Mitarbeiter von Verwal-
tung und Bauamt oder die Amtsleiter 
und Bürgermeister selbst. Dabei geht es 
nicht nur um den Umgang mit den Flä-
chen-Datenbanken. Ein weiteres inter-

essantes Projekt ist die Schulung als „In-
nenentwicklungslotsen“, die folgende 
Aufgaben wahrnehmen:

•	� Beratung von Eigentümern sowie In-
teressenten und Bauwilligen;

•	� Begleitung bei der Umsetzung ihrer 
Projekte (Infos über Beratungs- und 
Genehmigungsabläufe, Kontakt zu 
wichtigen Anlaufstellen und An-
sprechpartnern wie Landratsamt, Ar-
chitekten, Handwerkern) und

•	� Sensibilisierung unterschiedlicher 
Zielgruppen zur Innenentwicklung.

Ein weiterer wesentlicher Bestand-
teil ist die begleitende Öffentlichkeitsar-
beit, die ebenfalls das Konversionsma-
nagement übernimmt. Der überwiegen-
de Teil der Baulücken und Leerstände 
liegt in Gebieten, in denen es bereits 
Bebauungspläne gibt. Planungs- und 
baurechtliche Schritte sind also nicht er-
forderlich, um das Potenzial dieser Flä-
chen zu heben. Allerdings befinden sie 
sich in der Regel im Privateigentum. 
„Die gezielte Ansprache der Eigentümer 
und eine professionelle Öffentlichkeits-
arbeit parallel dazu sind die wichtigsten 
Bausteine einer aktiven Innenentwick-
lungsstrategie“, so Wunder, die dabei 
auf positive Erfahrungen verweisen 
kann: „Im Zeitraum 2015/2016 haben 
vier Modellgemeinden eine systemati-

Unter AUSSCHLUSS von 
Tabuzonen wird ein Potenzial-
flächenplan entwickelt.

Ein GEMEINSAMES Konzept 
gibt klare Orientierung und 
Profilierung.

Projektmanagement und Schulungen
zu INNENENTWICKLUNGSLOTSEN 
unterstützen die Gemeinden.
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sche Eigentümerbefragung bei Baulü-
cken durchgeführt. Die Rücklaufquote 
lag bei Werten zwischen 54 % und 65 % 
– das sind sehr gute Werte.“ 

Als weiterer ganz konkreter Erfolg 
konnten in drei Gemeinden über 40 
Leerstände und Brachflächen ermittelt 
werden, von denen inzwischen 35 ver-
kauft wurden. Wunder freut sich über 
den Erfolg: „Damit haben wir ein gro-
ßes Baugebiet im Landkreis Donau-Ries 
eingespart.“

Beispiel 3: Fränkische Schweiz: 
Gewerbeflächenmanagement

Im „Wirtschaftsband A 9 Fränkische 
Schweiz“ kooperieren seit 2006 insge-
samt 18 Gemeinden aus zwei Landkrei-
sen im Rahmen der Integrierten Ländli-
chen Entwicklung (ILE), die vom Amt 
für Ländliche Entwicklung fachlich und 
finanziell unterstützt wird. Die Bundes-
autobahn A 9 führt fast mittig durch das 
Gebiet und war neben dem Naturraum 
„Fränkische Schweiz“ Namensgeber für 
den interkommunalen Zusammen-
schluss.12

Problem: „Bestens erschlossene 
Wiesen“

Die Nachfrage nach Gewerbeflächen 
wegen der Nähe zur Autobahn ist vor-
handen. Doch Angebot und Nachfrage 
passen oft nicht zusammen, wie Umset-

zungsmanager Michael Breitenfelder be-
richtet. So waren in manchen Gemein-
den die attraktiven Flächen bereits er-
schöpft, während andere Gemeinden an 
eher problematischen Standorten Flä-
chen ausgewiesen hatten. Breitenfelder 
sieht dies kritisch: „Die Gefahr ist, dass 
das dann bestens erschlossene Wiesen 
sind – aber ohne Konzepte und Rendi-
te.“ Neben den steigenden Kosten der 
Gewerbeflächenentwicklung ist auch 
der ungebremste Flächenverbrauch kri-
tisch zu sehen. 

So entstand die Idee, ein gemeinsa-
mes Gewerbeflächenmanagement zu 
betreiben. Umsetzungsmanager Micha-
el Breitengfelder führt weiter aus: „Die 
meisten interkommunalen Gewerbege-
biete werden allerdings an der gemein-
samen Gemeindegrenze realisiert, d. h. 
als Neuerschließung auf der grünen 
Wiese. Wir wollten einen neuen Weg 
gehen und ein Modellprojekt starten.“ 
Dabei erhielten sie Zuschüsse von der 
Obersten Baubehörde. 

Idee: Ein gemeinsamer Flächen-
Pool

Die sich beteiligenden Gemeinden brin-
gen ihre Gewerbeflächen und Aus-
gleichsflächen in einen virtuellen Flä-
chen-Pool ein, der gemeinsam vermark-
tet wird. Dafür erhalten sie Pool-Anteile. 
Zunächst galt es, von 2009 bis 2011 die 
Idee mithilfe externer Experten konzep-
tionell auszuarbeiten. Zusätzlich wurde 
ein Beirat ins Leben gerufen, der das 
Projekt fachlich begleitete, darunter z.B. 
Vertreter der Industrie- und Handels-
kammer, der Handwerkskammer, der 
Regierung von Oberfranken, der beiden 
Landratsämter und Wissenschaftler.

So vorbereitet, wurde schließlich das 
Gewerbeflächenpotenzial analysiert 
und anhand einer Matrix bewertet. Die 

Matrix berücksichtigte z. B. die Anbin-
dung an Infrastruktur oder die Beein-
trächtigung des Landschaftsbildes. Die 
Bewertung erfolgte durch eine Bewer-
tungskommission, u. a. Vertreter der 
Regierung von Oberfranken, der Unte-
ren und Höheren Naturschutzbehörde 
und der Sparkassen. An dem Gewerbe-
flächenpool beteiligten sich von den 18 
Mitgliedsgemeinden des Wirtschafts-
bandes A9 schließlich fünf Städte und 
Gemeinden. Als Rechtsform wurde das 
Kommunalunternehmen AöR gewählt, 
das 2011 gegründet wurde.

Funktionsweise des Pools
Die Kommunen bringen ihre Gewerbe-
flächen in einen gemeinsamen Pool ein. 
Dabei handelt es sich um den Bestand, 
nicht um Neuausweisungen. Aus der 
Wertigkeit der Flächen ergibt sich der 
Anteil jeder Kommune am Pool. Die 
Poolflächen werden über eine Agentur 
vermarktet. Dabei bleibt jede Gemeinde 
„Herr“ ihrer Flächen, es gibt also kein 
„Preisdiktat“. Über das interkommuna-
le Kompensationsmanagement können 
den Investoren die notwendigen Aus-
gleichsflächen gleich mit angeboten 
werden. Die eingenommene Gewerbe-
steuer wird entsprechend der Poolantei-
le auf die Gemeinden aufgeteilt. Diese 
Aufteilung wird in einer separaten 
Zweckvereinbarung geregelt. Die Finan-

zierung der Vermarktungsaktivitäten 
erfolgt über Anteile aus den Flächenver-
käufen und einen Vermarktungskosten-
beitrag

Die „Pool-Anteile“ sind Grundlage 
für die Verteilung möglicher Verkaufser-
löse und weiterer Einnahmen an die 
Mitgliedsgemeinden und zwar unab-
hängig von der konkreten Standortwahl 
potenzieller Investoren im ILE-Gebiet. 
Kleine Gemeinden, teilweise ohne eige-
ne gewerbliche Entwicklungsmöglich-
keiten, profitieren so von der wirtschaft-
lichen Entwicklung der Gesamtregion. 
Darüber hinaus wird eine Reduzierung 
des Flächenverbrauchs durch die Ver-
meidung überdimensionierter Gewerbe-
gebietsausweisungen erreicht.13 

Diese drei Konzepte zeigen jeweils 
eigene, kreative und überzeugende 
Wege, dem Flächendruck zu begegnen. 
Gemeinsam ist ihnen das interkommu-
nale Vorgehen. Es erleichtert die Erfas-
sung der notwendigen Daten und Ba-
sisinformationen sowie den Zugang zu 
Fördergeldern und Hilfsmitteln. Darü-
ber hinaus ist es ein Verdienst all jener, 
die sich auf solche Formen der Zusam-
menarbeit einlassen. Denn sie versu-
chen mit Weitblick Entwicklungen auf-
einander abzustimmen und sich dabei 
selbst Ziele wie auch Grenzen zu set-
zen. Da keine Gemeinde dabei auf sich 
alleine gestellt ist, stärkt das ihre Positi-
on, wenn es z. B. darum geht, mit Pri-

In der Fränkischen Schweiz 
gibt es ein MODELLPROJEKT zum 
gemeinsamen Gewerbeflächen-
management.

Die beteiligten Gemeinden 
bringen ihre Flächen in einen 
gemeinsamen POOL ein.

Die INTERKOMMUNALE Vorgehens-
weise stärkt die Position 
aller Beteiligten.
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vateigentümern oder Wirtschaftsver-
tretern zu verhandeln. Diese Beispiele 
könnten wegweisend für weitere Initia-
tiven und interkommunale Zusammen-
arbeit sein.  ///

/// SILKE FRANKE, DIPL. GEOGR.
ist Referentin für Umwelt, Energie, Städ-
te, Ländlicher Raum der Akademie für 
Politik und Zeitgeschehen, Hanns-Sei-
del-Stiftung, München.

Anmerkungen
  1 �Informationen, wie groß der Flächenverbrauch ist, 

finden sich hier: Flächenverbrauchsbericht http://
www.stmuv.bayern.de/themen/boden/flaechen 
sparen/verbrauchsbericht.htm (Bayerisches Um-
weltministerium); Ökoflächenkataster https://
www.lfu.bayern.de/natur/(oefka_oeko/index. 
htmLfU – Bayerisches Landesamt für Umwelt); 
Erhebung der Bodenversiegelung https://www.
lfu.bayern.de/umweltkommunal/flaechenmana 
gement/versiegelung/index.htm (LfU)

  2 �https://www.lfu.bayern.de/umweltkommunal/
f laechenmanagement/folgekostenschaetzer/ 
index.htm

  3 �https://www.lfu.bayern.de/umweltkommunal/
flaechenmanagement/fmdb/index.htm

  4 �http://www.stmelf.bayern.de/landentwicklung/
dokumentationen/143028/index.php 

  5 �Infoportal Ländlicher Raum und Landentwick-
lung: https://www.infoportal-land.de/projekte; 
Projekte der Städtebauförderung: http://www.
stmi.bayern.de/buw/staedtebaufoerderung/ 
projekte/index.php

  6 �http://www.stmelf.bayern.de/landentwicklung/
beispiele/066168/index.php

  7 �https://www.landesentwicklung bayern.de/instru 
mente/landesentwicklungsprogramm/landesent 
wicklungs-programm-bayern-lep/

  8 �So die Argumentation des Gemeindetags. Im Plan-
spiel Flächenhandel, einem F+E Vorhaben im Auf-
trag des Umweltbundesamtes, kann man testen, 
wie viele Zertifikate für die Ausweisung von Flä-
chen im Außenbereich eine einzelne Gemeinde 
entsprechend dem deutschen Nachhaltigkeitsziel 
von 30 ha/ Tag bekommen würde, http://www.
flaechenhandel.de/ 

  9 �Minderung der Flächeninanspruchnahme, 
14.2.2018, https://www.bay-gemeindetag.de/
Presse/PositionspapierzumFlaechenverbrauch.
aspx

10 �PPT-Folien siehe https://www.metropolregion-
muenchen.eu/fileadmin/user_upload/2014_Web 
seite_neu/07_Verein_Projekte/Projekte/Metro 
polkonferenz/Metropolkonferenz_2017_Dr._
Schanderl.pdf; weitere Informationen bei http://
www.lra-ffb.de/lra/bau/klimaschutz/struktur-
home.shtml; Schlussbericht siehe http://www.lra-
ffb.de/pdf/Klimaschutz/SuPa/170208_ffb_ab 
schlussbericht.pdf

11 �Download bei www.donauries.bayern/wohnen 
12 �In der ILE wurden auch weitere Projekte angegan-

gen, etwa die Wirtschafts- und Juniorakademie 
(Unterstützungsangebote für Schüler beim Über-
gang ins Berufsleben), der Ausbau des Radwege- 
und Kernwegenetzes, Erstellung eines Energie-
konzeptes oder das Kompensationsflächenmana-
gement; weitere Informationen: http://wirtschafts 
banda9.de/ 

13 �Thümmler, Manfred / Winkler, Lothar: Integrier-
te Ländliche Entwicklung in der Praxis – am Bei-
spiel der ILE Wirtschaftsband A9 – Fränkische 
Schweiz, in: DVW-Mitteilungen 2011/3; Folien 
zum Gewerbeflächenpool A9 siehe http://www.
bole.bgu.tum.de/fileadmin/w00brh/www/PDFs/
Allgemein/BOT_2014/BOT14_06_Maier.pdf

Ein hektisches Gipfelhalbjahr
Die Ereignisse auf der koreanischen 
Halbinsel überschlagen sich derzeit, 
und zwar in eine Richtung, die es so seit 
über zehn Jahren nicht mehr gegeben 
hat und die vor allem nach der kontinu-
ierlichen Verschlechterung der Lage seit 
Anfang 2016 so nicht zu erwarten war: 
nämlich zum Besseren. Nach zwei 
Atomtests 2016 und mehr als 15 Rake-
tentests und einem Atomtest alleine 
2017 war die Überraschung perfekt, als 
der nordkoreanische Führer Kim Jong-
Un in seiner Neujahrsansprache zum 
ersten Mal eine Friedensofferte machte 
und eine Teilnahme Nordkoreas an der 
Winterolympiade in Pyeongchang in 
Südkorea in Aussicht stellte. Dem waren 
inoffizielle Gespräche von Nord- und 
Südkorea über die Teilnahme an der 
Olympiade schon Ende 2017 vorausge-

gangen. Zur Winterolympiade wurde 
dann nicht nur im Frauen-Eishockey ein 
gemeinsames Team aus Nord- und Süd-
koreanerinnen aufgestellt, es kam auch 
zu Kulturveranstaltungen beider Seiten 
und vor allem zu hochrangigen Besu-
chen aus Nordkorea, darunter der 
Schwester und Vertrauten von Kim 
Jong-Un, Kim Yo-Jong.

Dies war der Beginn einer beispiel-
losen Gipfeldiplomatie Nordkoreas, die 
sich stärker von dem zurückgezogenen 
Führungsstil von Kim Jong-Uns Vater 
Kim Jong-Il sowie den ersten Jahren der 
Isolation Nordkoreas unter Kim Jong-
Un von 2011-2017 nicht unterscheiden 
könnte. Nachdem zunächst ein Gipfel-
treffen mit Südkorea vereinbart wurde, 
machte den Auftakt ein Besuch Kim 
Jong-Uns in Peking, wo er Ende März 
2018 mit allen Ehren zu einem dreitägi-

/// Korea entspannt sich

GIPFELDIPLOMATIE IN KOREA

BERNHARD SELIGER /// Rasante Veränderungen in Korea: Erstmals treffen 
sich mit Donald Trump und Kim Jong-Un ein amtierender US-Präsident und 
ein nordkoreanischer Staatsführer und versprechen die komplette Denuklea-
risierung der koreanischen Halbinsel. Doch wird die Realität halten, was das 
Gipfelspektakel versprach?
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gen Staatsbesuch empfangen wurde. 
Für China war das ein wichtiger Erfolg, 
hatte doch die auch von China mitge-
tragene Sanktionspolitik gegen Nord-
korea zu einer Entfremdung der beiden 
früheren Waffenbrüderstaaten geführt 
und war die Annäherung an Südkorea 
und sogar die USA ab Anfang 2018 
auch als ein Affront gegen China gese-
hen worden. Plötzlich war Kim Jong-
Un wieder als Juniorpartner Chinas zu 
sehen. Symbolisch wurde das offenbar 
im chinesischen Staatsfernsehen, als 
Präsident Xi Jing-Ping eine Rede hielt 
und Kim Jong-Un sich Notizen dazu 
macht. Im April reiste der damalige 

CIA-Direktor und jetzige amerikani-
sche Außenminister Mike Pompeo zum 
ersten Mal nach Nordkorea, um die 
Freilassung dreier Amerikaner aus 
Nordkorea zu verhandeln und die 
Chancen für weiterreichende Entspan-
nung auszuloten. Am 27. April kam es 
zum ersten Gipfeltreffen von Kim Jong-
Un mit dem südkoreanischen Staats-
präsidenten Moon Jae-In. Nur eine Wo-
che später reiste Kim Jong-Un erneut 
nach China, in die Grenzstadt Dalian, 
um den chinesischen Präsidenten Xi 
Jing-Ping über seine Gespräche mit 
dem südkoreanischen Kollegen zu in-
formieren. 

Nachdem die erste Ankündigung ei-
nes Gipfeltreffens von Kim Jong-Un und 
Donald Trump – verkündet vom südko-
reanischen Sicherheitsberater Chung 
Eui-Yong nach einem Treffen im Weißen 
Haus in Washington im März 2018 – 
eine Sensation war, kam es bei der Ver-
handlung der Gipfeldetails zu Proble-
men. Nordkorea fühlte sich plötzlich 
von den gemeinsamen Militärmanövern 
zwischen den USA und Südkorea provo-
ziert, obwohl Kim Jong-Un kurz zuvor 
noch zugesagt hatte, diese als defensiv 
zu verstehen. Die USA fühlten sich dü-
piert, als sich die nordkoreanische Ver-
handlungsdelegation nicht an Abspra-
chen hielt. Trump sagte kurzerhand das 
Gipfeltreffen mit Nordkorea ab, ließ 
aber noch eine Möglichkeit zu Weiter-
verhandlungen offen. Wiederum war es 
ein überraschendes Gipfeltreffen von 
Kim Jong-Un mit seinem südkoreani-
schen Kollegen Moon Jae-In Ende Mai 
2018, auf dem ein drohendes Scheitern 
des Gipfels mit den USA abgewendet 
wurde. Und so kam es am 12. Juni 2018 
zum historischen ersten Gipfeltreffen ei-
nes nordkoreanischen Führers mit ei-
nem amerikanischen Präsidenten über-
haupt, auf dem beide Seiten ein Ende 
der jahrzehntealten Feindseligkeiten 
und eine vollständige Denuklearisie-
rung der koreanischen Halbinsel in 
Aussicht stellten. Wie um nochmals auf 
die besondere Rolle Chinas hinzuwei-

sen, fand eine Woche darauf das dritte 
Treffen Kims mit dem chinesischen Prä-
sidenten Xi in Peking statt. 

Jetzt stehen ein formales Ende des 
Koreakriegs, der ja bisher nur mit einem 
Waffenstillstand endete, eine Denuklea-
risierung der koreanischen Halbinsel 
und eine weitreichende innerkoreani-
sche Kooperation zur Verhandlung. 
China hat bereits damit begonnen, seine 
unilateralen Sanktionen aufzuheben 
und scheint auch die internationalen 
Sanktionen nur noch sehr lax zu imple-
mentieren. Ist der Korea-Konflikt nach 
all den Jahrzehnten endlich gelöst, steht 
gar die koreanische Wiedervereinigung 
ins Haus? Die jetzige Entspannungspha-
se ist nicht die erste, und es mag sich 
lohnen, nochmals zurückzuschauen, 
woran die erste große Entspannungs-
phase gescheitert ist. Blicken wir also 
zurück...

Entspannungspolitik und  
Eskalation in den Jahren zwischen 
1998-2018

Die jetzige Entspannungsphase ist nicht 
die erste ihrer Art und die Tatsache, 
dass Nordkorea seit den 1980er-Jahren 
bereits mehrfach angekündigt hat, sein 
Atomprogramm gar nicht erst zu entwi-
ckeln bzw. zu beenden, ist ein Haupt-
grund für die Skepsis, die den jetzigen 
Friedensbeteuerungen Nordkoreas ent-
gegenschlägt. Nachdem bereits Anfang 
der 1990er-Jahre die Weltöffentlichkeit 
zum ersten Mal starke Sorgen wegen des 
nordkoreanischen Atomprogramms 
hatte, kam es 1994 zu einer Überein-
kunft, die friedliche Nutzung der Atom-
energie in Form eines von der internati-
onalen Gemeinschaft zu errichtenden 
Leichtwasserreaktors in Nordkorea zu 
unterstützen im Gegenzug für ein Ein-
frieren seines Atomprogramms. Dieses 

Menschen drängen sich in der U-Bahn-Station von Pjöngjang um einen Zeitungsbericht, der Bilder 
vom historischen Treffen zwischen Kim Jong Un und Donald Trump im Juni 2018 zeigt.
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Im Juni 2018 kommt es zum 
historischen GIPFELTREFFEN zwischen 
Nordkorea und den USA.
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sogenannte Genfer Abkommen scheiter-
te aber und 2002 wurde offenbar, dass 
Nordkorea die Zeit des Einfrierens ge-
nutzt hatte, heimliche neue Formen der 
Urananreicherung zu entwickeln. 

Auch die Versuche, durch innerkore-
anische Annäherung einen internatio-
nalen Friedensprozess zu unterstützen, 
sind nicht neu. Insbesondere gab es von 
1998 bis 2008 die Phase der sogenann-
ten Sonnenscheinpolitik, mit der Südko-
rea Nordkorea umgarnen wollte, um es 
zu einer friedlicheren Außenpolitik zu 
bringen.* In dieser Zeit, unter den Präsi-
denten Kim Dae-Jung, dem Architekten 
dieser Politik, und Roh Moo-Hyun, 
wurden mit Großprojekten wie der Son-
dertourismuszone im Kumgang-Gebir-
ge und der Sonderwirtschaftszone in 
Kaesong im innerkoreanischen Grenz-
gebiet Schritte in Richtung auf Entspan-
nung und Kooperation gemacht, die 
vorher auf der koreanischen Halbinsel 
undenkbar schienen. Mit seiner „Berli-
ner Rede“ vom März 2000 eröffnete der 
südkoreanische Präsident Kim Dae-
Jung zum ersten Mal eine Friedenspers-
pektive für die koreanische Halbinsel 
und am 15. Juni 2000 fand der erste 
Nord-Süd-Gipfel in der nordkoreani-
schen Hauptstadt Pjöngjang statt, auf 
dem weitreichende, vorher undenkbare 
Kooperationen vereinbart wurden. In-
folgedessen wurde Südkoreas Präsident 
Kim Dae-Jung, der auch ein renommier-
ter Demokratieaktivist in Südkorea war, 
im Jahr 2000 auch der Friedensnobel-
preis verliehen. 

Leider hatte die Sonnenscheinpolitik 
einen Geburtsfehler, von dem sie sich 
nie ganz erholen sollte: Erst Jahre später 
wurde bekannt, dass der Gipfel mit Kim 
Jong-Il nur zustande kam, weil vorher 
am Parlament und der Öffentlichkeit 
vorbei mehrere hundert Millionen US-

Dollar auf Konten von Nordkoreas Re-
gime geflossen waren. Und trotz wirt-
schaftlicher Großprojekte und riesiger 
Hilfslieferungen, u.a. hunderttausende 
Tonnen Dünger für die zusammenge-
brochene nordkoreanische Staatsagrar-
wirtschaft, konnten die militärischen 
Spannungen nur teilweise abgebaut wer-
den. Immer wieder provozierte Nordko-
rea Zwischenfälle, vor allem die Seege-
fechte 1999 und 2002 an der von Nord-
korea nicht anerkannten Seegrenze im 
Gelben Meer. Aber auch das Atompro-
gramm, das offiziell nie Gegenstand der 
Sonnenscheinpolitik war, implizit aber 
schon, konnte durch die innerkoreani-
sche Annäherung nicht aufgehalten 
werden. Mitten in die Phase der Sonnen-
scheinpolitik fällt die entscheidende 
Entwicklung des Atomprogramms: mit 
dem ersten Atomtest 2006 und einer 
kontinuierlichen Entwicklung des Ra-
ketenprogramms. Obwohl gleichzeitig 
die südkoreanische Regierung jede Kri-
tik an Nordkorea vermied und zum Bei-
spiel die staatlich beeinflussten Medien 
versuchten, über die Menschenrechtssi-
tuation in Nordkorea gar nicht erst zu 
berichten, wurde die Öffentlichkeit im 
Laufe der Zeit immer skeptischer, was 
den Erfolg der Sonnenscheinpolitik an-
ging. Präsident Roh Moo-Hyun konnte 
zwar im Oktober 2007, kurz vor Ende 
seiner Amtszeit, in einem zweiten Gip-
feltreffen, wiederum in Pjöngjang, gro-
ße Ankündigungen über neue Koopera-

tionsprojekte machen, aber da war die 
Stimmung im südkoreanischen Wahl-
kampf schon deutlich umgeschwenkt, 
und ein Kandidat der konservativen 
Kräfte, Lee Myung-Bak, gewann die 
Präsidentschaftswahlen deutlich. 

Nach zehn Jahren der Entspan-
nungspolitik schien am Jahreswechsel 
2007/ 2008 die Zeit für eine kritische 
Würdigung der Sonnenscheinpolitik 
gekommen. Diese sollte nach Vorstel-
lungen von Lee Myung-Bak, dem neu-
en Präsidenten, eine stärkere „Rezipro-
zität“ beinhalten. Man wolle, anders 
als in den vergangenen zehn Jahren, 
auch Gegenleistungen für die großzügi-
gen Hilfsleistungen aus dem Süden, 
z. B. im Bereich der Menschenrechte 
und der Öffnung Nordkoreas. Dabei 
orientierte sich Südkorea etwa an der 
ähnlichen konservativen Re-Evaluie-
rung der Ostpolitik der sozialliberalen 
Koalition in Deutschland, als Helmut 
Kohl 1981 Bundeskanzler wurde und 
etwa den vorher geschmähten „Bericht 
zur Lage der geteilten Nation“ wieder 
einführte. Vor allem das Thema der 
Menschenrechte in Nordkorea fand 
nun eine weit größere Beachtung im 
Süden, blieb aber ein Zankapfel von 
Linken und Rechten. Der Plan einer 
moderaten, kritischeren Nordpolitik 
scheiterte allerdings. 

Im Sommer 2008 erlitt Kim Jong-Il, 
der nordkoreanische Führer, einen 
Schlaganfall, von dem er sich nie wieder 
erholte. Danach zeigte sich in voller 
Härte die Änderung, die das Regie-
rungssystem Nordkoreas durch die so-
genannte „Militär-zuerst-Doktrin“ un-
ter Kim Jong-Il erfahren hatte: Nordko-
rea, unter dem früheren Präsidenten 
und Staatsgründer Kim Il-Sung ortho-
dox kommunistisch von der Partei der 
Arbeit unterhalb dem absoluten Führer 

regiert, erlebte nun eine Dominanz des 
Militärs, das jede Kritik Südkoreas an 
der auch von ihr eigentlich ungeliebten 
Sonnenscheinpolitik zum Anlass nahm, 
im Gegenzug militärisch zu eskalieren. 
Der Tod einer Touristin führte zur 
Schließung des Tourismusprogramms 
im Kumgang Gebirge, das der konserva-
tiven Regierung Südkoreas wegen groß-
zügiger unkontrollierbarer Geldtrans-
fers nach Nordkorea ohnehin nie geheu-
er gewesen war. Im Gelben Meer ver-
senkte Nordkorea im März 2010, nach 
einem für Nordkorea ungünstig ausge-
henden Seegefecht 2009, eine südkorea-
nische Korvette durch Minenexplosion, 
wobei 46 Seeleute starben. Später wurde 
eine südkoreanische Insel mit Artillerie 
beschossen. Auch die neuerlichen 
Atomtests von 2009 und 2013 waren die 
Folge steigender Spannungen, obwohl 
immer wieder, zuletzt 2007 und 2009, 
internationale Verhandlungen mit 

Nordkorea einen Stopp oder ein Ende 
des Atomprogramms vorsahen. Der 
letztere Test fiel schon in die Phase der 
Präsidentschaft der gerade neu gewähl-
ten Präsidentin Park Geun-Hye. Auch 
diese hatte als Kandidatin in einem viel- 
beachteten Artikel für die Zeitschrift 
Foreign Policy zunächst eine moderate 
Nordkoreapolitik angekündigt, die aber 
wegen der beschleunigten Atom- und 

Mit der SONNENSCHEINPOLITIK wollte 
Südkorea Nordkorea umgarnen.

Nordkoreas ATOMTESTS erhöhten 
die Spannungen und führten zu 
Sanktionen.
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Raketenrüstung Nordkoreas nie wirk-
lich implementiert wurde. 

Die zunehmenden Spannungen nach 
dem Ende der Sonnenscheinpolitik 
führten auch zu einem parallelen Nie-
dergang der Kooperation mit Nordko-
rea. Die internationale Gemeinschaft 
antwortete auf jeden erneuten Atomtest 
und den Test von Mittelstrecken- und 
Interkontinentalraketen mit stärkeren 
Sanktionen. Richtig wirksam wurden 
diese jedoch erst, als eine Mischung aus 
stärkerem amerikanischem Druck unter 
dem neuen Präsidenten Donald Trump 
und immer größerer Sorge über einen 
akuten militärischen Konflikt auch Chi-
na und Russland sich seit 2017 ernsthaft 
an den Sanktionen beteiligten. Im inner-
koreanischen Verhältnis führten die 
Spannungen jeweils zu dem Ende von 
Kooperationsprojekten; 2010 wurde 
nach der Versenkung der Korvette 
„Cheonan“ der gesamte Handel außer 
in der Sonderwirtschaftszone Kaesong 
ausgesetzt; mit der Schließung dieses 
letzten Prestigeprojekts kurzfristig im 
Jahr 2013 und endgültig 2016 war die 
Sonnenscheinpolitik quasi tot. Aber 
auch die Politik der konservativen Präsi-
denten Lee Myung-Bak und Park Geun-
Hye hat die weitere Aufrüstung Nord-
koreas nicht verhindern können. 
Schließlich kam es im Zuge des Korrup-
tionsskandals der Regierung von Park 
Geun-Hye zu ihrer Amtsenthebung. 
Der frühere Mitarbeiter von Präsident 
Roh Moo-Hyun, Moon Jae-In, wurde 
neuer südkoreanischer Präsident und 
versprach auch eine neue Form der An-
näherung an den Norden: Dies sollte 
aber explizit keine Neuauflage der Son-
nenscheinpolitik werden, sondern eine 
modifizierte Politik, die militärische 
Härte gegenüber Nordkorea mit dem 
Angebot einer Öffnung verband, die gar 

nicht so anders war als die ursprüngli-
che Konzeption der Nordkoreapolitik 
unter Lee Myung-Bak. 

Die Gipfeltreffen – viel Symbolik, 
doch wenig Konkretes

Das Gipfeltreffen von Präsident Moon 
Jae-In aus Südkorea mit dem nordkore-
anischen Führer Kim Jong-Un vom Ap-
ril 2018 wurde in der südkoreanischen 
Presse, aber auch international als „his-
torisch“ und „Beginn einer neuen Ära“ 
gelobt. Die südkoreanische Regierung 
selber hat mit dem Wort von der „neu-
en Ära des Friedens“, die jetzt beginne, 
den Ton angegeben. Tatsächlich hat es 
an symbolischen Worten und Gesten 
nicht gemangelt. Allerdings wird erst 
die Praxis der Abrüstungsverhandlun-
gen und die Praxis der innerkoreani-
schen Beziehungen zeigen, ob nicht – 
wie schon 2007, als ähnlich hehre Er-
klärungen das Gipfeldokument beider 
Seiten zierten – die neue Ära auf töner-
nen Füßen steht. Als am Freitag,  
27. April, um 9.30 Uhr der nordkorea-
nische Führer Kim Jong-Un in Pan-
munjom die Grenze überschritt, war 
das tatsächlich ein historischer Schritt. 
Denn noch nie hatte ein nordkoreani-
scher Führer nach dem Ende des  
Koreakriegs den Schritt nach Süden  
gewagt und die beiden ersten Gipfel-
treffen von Nord- und Südkorea im 
Juni 2000 und im Oktober 2007 hatten 
beide in Pjöngjang stattgefunden. Den 

ganzen Tag lang trafen sich die beiden 
Staatschefs, teils mit Begleitung, teils al-
leine. Zu den Delegationen, angeführt 
von den beiden Staatschefs, gehörten 
hochrangige Offizielle aus Regierungen 
und Militär. Abends wurde dann feier-
lich eine gemeinsame Erklärung unter-
zeichnet. 

Das Gipfeltreffen, dessen Beginn live 
im südkoreanischen Fernsehen übertra-
gen wurde, war durch viele, teils überra-
schende Gesten geprägt: Kim Jong-Un 
gab sich, wie schon bei manchen vorhe-
rigen Treffen im internationalen Rah-
men, relativ locker. So scherzte er, der 
südkoreanische Präsident brauche nicht 
mehr besorgt darüber zu sein, morgens 

früh geweckt zu werden – eine Anspie-
lung auf die regelmäßigen Treffen des 
südkoreanischen Nationalen Sicher-
heitsrats nach den vielen Raketen- und 
Atomtests Nordkoreas der letzten Jahre, 
die immer am frühen Morgen stattfan-
den. Auch versicherte er, er werde auf 
Einladung Moons „jederzeit“ ins Blaue 
Haus, den südkoreanischen Präsiden-
tenpalast, kommen. 

In der feierlichen Abschlusserklä-
rung wurde die „komplette Denukleari-
sierung“ der koreanischen Halbinsel 
festgeschrieben – ein großer Schritt, 
wenn man bedenkt, wie rigoros Nord-
korea den Weg zur Nuklearmacht be-

schritten hat; u.a. wurde Nordkoreas 
Nuklearmacht in die Verfassungsände-
rung von 2013 aufgenommen! Die kom-
plette Denuklearisierung klingt auch an 
die „complete, verifiable, irreversible 
denuclearization“ (CVID) an, die die 
USA seit Jahren fordern. Beide Koreas 
bekräftigten zudem die Absicht, nie-
mals Krieg auf der koreanischen Halb-
insel anzufangen und an einem Frie-
densvertrag arbeiten zu wollen. U.a. 
soll in Kaesong ein Liaison-Büro beider 
Seiten eröffnet werden, das bei einer gu-
ten Entwicklung vielleicht einmal eine 
Rolle übernehmen kann wie die Ständi-
gen Vertretungen, die West- und Ost-
deutschland in der Zeit der Teilung un-
terhielten. Alle feindseligen Akte (dazu 
gehören z.B. Flugblattaktionen, Radio-
propaganda etc.) sollen eingestellt wer-
den. Wichtige Gedenktage für den Frie-
den beider Seiten, etwa das Gedenken 
an das Gipfeltreffen von Kim Dae-Jung 
und Kim Jong-Il am 15. Juni 2000, sol-
len gemeinsam gefeiert werden. Bei 
Sportveranstaltungen wie den Asian 
Games soll es gemeinsame Teams ge-
ben. Schließlich sollen die im Gipfel-
treffen von 2007 festgeschriebenen 
Wirtschaftsprojekte, wozu u.a. eine 
zweite gemeinsame Wirtschaftszone in 
Haeju gehören, weiterverfolgt werden, 
und damit natürlich implizit, wenn 
auch nicht genannt, auch die Sonder-
wirtschaftszone Kaesong selber. Ge-
meinsame Infrastrukturprojekte sollen 
mit der Modernisierung von Straßen- 
und Eisenbahnverbindungen beider 
Seiten, vor allem der Eisenbahn von Ka-
esong über Sinuiju nach China, begin-
nen. Die Grenzzone im Gelben Meer, 
die so genannnte Northern Limit Line, 
die von Nordkorea nicht anerkannt 
wird und die zu dauernden militäri-
schen Zwischenfällen geführt hat, soll 

Es gibt internationales LOB für 
eine neue Ära des Friedens zwischen 
Nord- und Südkorea.

Symbolischen Worten und Gesten
müssen TATEN folgen. 
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zu einer gemeinsamen Friedens- und 
Wirtschaftszone werden. 

All das klingt sehr gut, doch muss 
man abwarten, wie es umgesetzt wird. 
Das Ziel eines umfassenden Friedens 
war schon 2007 im Gipfeldokument 
festgeschrieben, wurde aber, wie oben 
beschrieben, nie erreicht. Die komplette 
Denuklearisierung ist ebenfalls ein Ziel, 
was stark von der jeweiligen Interpreta-
tion beider Seiten abhängt: Südkorea 
hat selber keine Atomwaffen und ameri-
kanische Atomwaffen wurden vor lan-
ger Zeit aus dem Land geschafft. Aller-
dings steht Südkorea unter dem „nukle-
aren Abwehrschirm“ der USA. Heißt 
das, dass die USA ihre Allianz mit Süd-
korea aufkündigen müssen – ein lang-
ersehntes Ziel Nordkoreas – oder ihre 
Atomwaffen aus ihren Militärbasen wie 
Guam verbannen müssen? Nordkorea 
hat, das wurde in den Gipfelgesprächen 
deutlich, wohl eine Art der phasenwei-
sen Abrüstung („ein Geben und Neh-
men“) im Sinn. Dies hat in der Vergan-
genheit stets nicht funktioniert. Ein 
phasenweiser Prozess würde unweiger-
lich zunächst die Aufgabe oder den 
schrittweisen Abbau von Sanktionen 
beinhalten und damit dann weitere 
Schritte aus Sicht Nordkoreas vielleicht 
unnötig machen. Die ökonomischen 
Projekte des Gipfels klingen gut, sind 
aber völlig abhängig von der Aufgabe 
eben jener Sanktionen. Es hängen also 
noch viele Fragezeichen über den Gipfel-
vereinbarungen.

Während die innerkoreanische Annä-
herung nach dem Kim-Moon-Gipfel 
schon zu etlichen Folgetreffen, u.a. für 
Familienzusammenführungen, militäri-
sche Entspannung und Eisenbahn- und 
Transportkooperation geführt und weite-
re Fachtreffen unmittelbar bevorstehen, 
etwa im Forstbereich, kann die Frage der 

Nuklearabrüstung nur zwischen den 
USA und Nordkorea gelöst werden. Wür-
de der Kim-Trump-Gipfel hier konkreter 
werden als der von Kim und Moon?

Sechs amerikanische und sechs 
nordkoreanische Flaggen in trauter Ein-
tracht, ein fester Händedruck, ein brei-
tes Lächeln – die Symbolik des ersten 
Gipfeltreffens des amerikanischen Präsi-
denten Donald Trump und des nordko-
reanischen Führers Kim Jong-Un in Sin-
gapur am 12. Juni war unübertrefflich. 
Das Treffen sei „besser verlaufen als je-
der erwarten könne“, „fantastisch“, er 
habe eine „großartige Beziehung“ zu 
Kim Jong-Un aufbauen können (in nur 
45 Minuten des ersten Einzelgesprächs!) 
– Donald Trump schwärmte in höchs-
ten Tönen. Und die nordkoreanischen 
Staatsmedien werden am Tag danach 
vom „Treffen des Jahrhunderts“ spre-
chen. Donald Trump verrät schon bald, 
man werde ein wichtiges Dokument un-
terzeichnen. Als dies dann veröffentlicht 
wird: Ratlosigkeit. 

Das Gipfeltreffen von Trump und 
Kim wirkte ein bisschen wie ein Remake 
des zwei Monaten zuvor abgehaltenen 
Gipfels zwischen Südkoreas Präsident 
Moon Jae-In und Kim Jong-Un: Viel 
Symbolik, viele Gesten, aber keine klar 
erkennbaren Taten. Misst man den Gip-
fel an dem Abschlussdokument, so ist 
das Ergebnis enttäuschend. Positiv ist 
zwar, dass die Denuklearisierung aus-
drücklich festgeschrieben wurde – glas-

klare Signale für die Denuklearisierung 
Nordkoreas wie z.B. die Ausschiffung 
von Nuklearwaffen oder Raketen in 
Drittstaaten zur Verschrottung, wie sie 
im Fall Libyens zur Anwendung kamen, 
gibt es allerdings nicht. Zur Frage der 
Zulassung internationaler Inspektio-
nen, des Wiedereintritts Nordkoreas in 
den Nichtverbreitungsvertrag, zum 
Zeitplan für die Denuklearisierung gibt 
es nichts. Glatte Fehlanzeige.

Als Donald Trump die Ergebnisse 
des Gipfels dann in einem Pressege-
spräch erläutert, wächst die Ratlosigkeit 
eher noch. Zwar erklärt er, Nordkorea 
habe sich bereit erklärt, das Testgelände 
für Raketenantriebe zu zerstören. Doch 
ist die Gefahr groß, dass es sich dabei 
lediglich um einen weiteren Propagan-
dacoup handelt, wie es schon die Zer-
störung des Atomtestgeländes war: 
zwar mit großem Knall, aber ohne ir-
gendeine echte Verifizierung. Über-
haupt, das Reizwort Verifizierung: Es 
kam in den Verhandlungen anscheinend 
nicht vor. Kein Wort zu einem mögli-
chen Wiedereintritt Nordkoreas in den 
Nichtverbreitungsvertrag für Nuklear-
waffen, kein Wort zu möglichen neuen 
Inspektionen der Internationalen Atom-
energiebehörde. Stattdessen erfolgt 
noch ein weiteres Geschenk an Nordko-
rea: Die „Kriegsspiele“, d.h. die jährlich 
wiederkehrenden Manöver mit Südko-
rea, seien zu teuer und zu provokativ, 
man werde auf sie demnächst verzich-
ten. Nun gibt es wirklich gute Gründe, 
die Manöver in der Zukunft anders 
durchzuführen, leiser, weniger provoka-
tiv als in den letzten Jahren, wo sie Teil 
der Drohkulisse gegen Nordkorea wa-
ren. Aber die Erfüllung dieser langjähri-
gen nordkoreanischen Forderung, of-
fensichtlich ohne Abstimmung mit dem 
Militär (zumindest in Südkorea) und 

der südkoreanischen Regierung, ist 
schon sehr überraschend. Man hätte 
sich da ein nordkoreanisches Gegenge-
wicht, eine echte Konzession in Bezug 
auf die Denuklearisierung gewünscht. 

Nun sollte man die zugegebenerma-
ßen mächtigen Symbole und die Ankün-
digung „vieler weiterer Treffen“ durch 
Trump nicht einfach belächeln, denn 
das ist nämlich genau das, was viele 
Analysten immer gefordert haben: De-
nuklearisierung als langer, mühsamer 
Prozess. Wenn das jetzt von manchem 
als Niederlage Trumps gedeutet wird, ist 
das sehr heuchlerisch. Klar ist damit 

aber auch, dass – wie schon beim Moon-
Kim-Gipfel – zuviel Lob ebenso verfrüht 
wäre wie zuviel Tadel. Den Worten zur 
Denuklearisierung müssen jetzt Taten 
folgen! Für Nordkorea war dieses 
Gipfeltreffen ein gewaltiger Schritt aus 
der Isolation, die die Entwicklung des 
Nuklear- und Raketenprogramms mit 
sich gebracht hatte. Kim Jong-Un hat 
sich auf Augenhöhe mit Präsident 
Trump, dem mächtigsten Mann der 
Welt, getroffen. China und Russland 
haben bereits nach einer Lockerung der 
Sanktionen gerufen. An der chinesisch-
nordkoreanischen Grenze gilt schon 
wieder fast „business as usual“. Südko-
rea bereitet in allen Ministerien größere 
Kooperationsprojekte mit Nordkorea 

DENUKLEARISIERUNG ist ein langer 
mühsamer Prozess, der jetzt in 
Angriff genommen werden muss.

Das Treffen zwischen Kim und Trump
ist vom Ergebnis her ENTTÄUSCHEND.
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vor. Die einheitliche Sanktionsfront, die 
so viel Druck auf Nordkorea ausgeübt 
hat, dass es überhaupt erst zu Verhand-
lungen kam, ist also passé. Gegeben hat 
Nordkorea dafür bisher noch gar nichts 
als politische Symbolhandlungen und 
Worte. 

China kann mit den Ergebnissen des 
Gipfeltreffens höchst zufrieden sein. 
Nichts konnte die Symbolik der chinesi-
schen Rolle als Schutzmacht Nordkore-
as deutlicher zeigen, als dass Kim Jong-
Un mit einer chinesischen Präsidenten-
maschine nach Singapur geflogen ist. 
Bei seinem Ausstieg aus dem Flugzeug 
prangte die chinesische Nationalflagge 
groß neben ihm, ein Bild, das übrigens 
selbst in den sonst sehr auf die Eigen-
ständigkeit von „Juche“-Nordkorea be-
dachten nordkoreanischen Staatsmedi-
en zu sehen war. Die Einstellung der 
Manöver von Südkorea und China, die 
Aussichten auf amerikanischen Trup-
penabbau in Südkorea und die wanken-
den Allianzen der USA, vor allem auch 
mit Japan, das konsterniert die letzten 
politischen Winkelzüge der USA ver-
folgt hat, sind allesamt hocherwünscht 
in China. In Südkorea hat Präsident 
Moon das Ergebnis enthusiastisch be-
grüßt, auch wenn er sich vielleicht kon-
kretere Ergebnisse in Bezug auf die De-
nuklearisierung gewünscht hätte. Ei-
gentlich war es ja so gedacht, dass Moon 
für das Stimmungshoch und die Détente 
zuständig sein sollte und die USA für 
die harte Abrüstungspolitik. Aber egal, 
kurz vor den wichtigen Lokal- und Regi-
onalwahlen musste der Gipfel auch von 
Moon als Erfolg verkauft werden. Die 
Wahlen hat Moons Partei dann auch 
haushoch gewonnen. Und tatsächlich 
mag für Moon ja ein Versprechen Nord-
koreas, mit der Denuklearisierung zu 
beginnen, genug sein.

Leider sind auch die ersten Wochen 
nach dem Gipfeltreffen von Trump und 
Kim, was die Denuklearisierung be-
trifft, eher ernüchternd verlaufen. Zwar 
gibt es vage Versprechungen und weitere 
Symbole, wie die Ankündigung, die 
sterblichen Überreste amerikanischer 
Soldaten aus dem Koreakrieg an die 
USA zu übergeben, doch Nachfolgever-
handlungen zu den Details des Nuklea-
rabkommens fehlen. In dieser Zeit 
schlug ein Bericht von NBC und Wa-
shington Post von Anfang Juli, dass 
Nordkorea viel mehr Nuklearspreng-
köpfe habe, als bisher zugegeben, und 
vermutlich auch weitere geheime Her-
stellungsstätten für Nuklearwaffen, wie 
eine Bombe ein. Wiederholt sich hier die 
Lage von 1993, 2005, 2007 und 2009?

Wie es gelingen kann
Die Taten, die den schönen Worten der 
beiden Gipfeltreffen folgen sollen, sind 
wesentlich komplizierter: Wird sich 
Nordkorea wirklich die schwer erkauf-
ten (im Sinne der internationalen Isolie-
rung) Nuklearwaffen und das Rakete-
narsenal abverhandeln lassen? Was 
wird das nordkoreanische Militär, des-
sen Rolle ideologisch jetzt schwächer zu 
sein scheint als in den letzten 20 Jahren, 
dazu sagen? Investitionen und Frieden 
klingen gut, aber für Nordkorea liegt 
darin die Gefahr, dass weniger Kontrol-
le der Bevölkerung, wenn etwa mehr In-
formationen in das Land kommen durch 
Nord-Süd-Austausch, sehr gefährlich 
werden können. Wandel durch Annähe-
rung? Wie dem auch sei, Südkorea muss 
die Chance, die das Gipfeltreffen bietet, 
nutzen. Und es hätte dabei die Möglich-
keit, auch die eigenen Geister der Ver-
gangenheit, etwa ein völlig veraltetes Si-
cherheitsgesetz, das z.B. den Zugang zu 
nordkoreanischen Internetseiten im Sü-

leicht zu einem bisher wenig berücksich-
tigten und unkalkulierbarem Risiko 
werden – aber zu einer Chance für die 
internationale Gemeinschaft. Denn die 
soziale Kontrolle des Landes beruht bis-
her nicht wenig auf dem Kriegszustand, 
in dem sich das Land nicht nur rheto-
risch befindet wie der Nachbar Südko-
rea, sondern der auch immer wieder der 
Bevölkerung neue Leistungen und Kon-
trollen abverlangt. Mehr Information 
über das Ausland, mehr Zugang zu Wa-
ren und Menschen aus anderen Län-
dern, sei es durch Modernisierung und 
ausländische Investitionen im Land 
oder durch mehr Reisen ins Ausland 
oder mehr Berichterstattung, könnte 
eine rasche Dynamik entfalten, wie sie 
das letztlich auch in Mittel- und Osteu-
ropa getan hat, wo sie zu Frieden, Öff-
nung und Demokratisierung geführt 
hat. 

Dazu muss erst einmal die Agenda 
sich von der Denuklearisierung alleine 
auf weitere Bereiche, nämlich wirt-
schaftliche Kooperation und auch Men-
schenrechte – auch das gehört dazu! – 
ausweiten, so wie es im KSZE-Prozess 
in Europa die drei Körbe gemacht ha-
ben; nicht als Drohung oder einseitige 
Schuldzuweisung, aber als stets in Kon-
junktion vorangebrachte Themen. Hier 
ist insbesondere Südkorea viel mehr 
Rückgrat zu wünschen. Wenn die 
„Moonshine Politik“ (in Anlehnung an 
Präsident Moon so genannt) mehr Er-
folg haben will als die Sonnenscheinpo-
litik, dann dürfen schwierige Themen 
nicht ausgeklammert werden. Bisher hat 
Präsident Moon dies vor allem im Hin-
blick auf die Sanktionen sehr gut hinbe-
kommen. Doch in den letzten Wochen 
scheint in Verlautbarungen seiner Regie-
rung das bisherige Junktim – Aufhe-
bung von Sanktionen und Kooperation 

den blockiert, zu überwinden, ohne die 
Bereitschaft zur Verteidigung seiner 
Werte zu verlieren. Dafür muss man 
Südkorea alles Gute wünschen. Dann 
kann aus Panmunjeom, wie es der süd-
koreanische Präsident Moon bei der 
Vorstellung der Abschlussdeklaration 
sagte, vielleicht wirklich eine „Geburts-
stätte des Weltfriedens“ werden. 

Natürlich sollen die Gipfeltreffen 
erst der Anfang der Entspannungspoli-
tik sein und die ersten konkreten Ge-
spräche über die Denuklearisierung sol-
len schon bald folgen. Höchstwahr-
scheinlich wird die Formel, die dann für 
konkrete Schritte getroffen wird, nahe 
bei dem Vorschlag des „freeze for free-
ze“ (Einfrieren der Nuklear- und Rake-
tenentwicklung und möglicherweise ein 
teilweiser Abbau von Kapazitäten gegen 
ein Einfrieren von Militärmanövern und 
möglicherweise Aufhebung der Sanktio-
nen) sein, den Russland und China 
schon seit geraumer Zeit als Lösung vor-
gebracht haben. Ob dann am Ende 
wirklich eine vollständige, verifizierbare 
und unumkehrbare Abrüstung der Nu-
klearmacht Nordkoreas steht, ist frag-
lich. 

Allerdings muss man auch berück-
sichtigen, dass die unbeabsichtigten 
Konsequenzen der Friedenspolitik und 
Öffnungspolitik für Nordkorea viel-

Erste Gespräche über eine 
ABRÜSTUNG der Nuklearmacht Nord-
korea sollen bald stattfinden.
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nur bei Denuklearisierung – schon weit-
gehend in Vergessenheit geraten zu sein. 

Und hier ist auch eine nicht zu unter-
schätzende Aufgabe für Deutschland 
und die Europäische Union vorhanden. 
Als im Wahlkampf im Jahr 2017 das 
Thema Nordkorea durch die ständigen 
Raketentests und die Aggressivität 
Nordkoreas plötzlich wichtig wurde, 
verkündeten sowohl Bundeskanzlerin 
Merkel als auch der damalige Außenmi-
nister Sigmar Gabriel, man sei bereit, in 
Nordkorea eine Vermittlerrolle einzu-
nehmen. In früheren Zeiten war dies im-
mer abgelehnt worden – Deutschland, 
ein Land ohne unmittelbare eigene Inte-
ressen auf der koreanischen Halbinsel, 
ohne koloniale Vergangenheit dort, war 
eher (wie die gesamte Europäische Uni-
on) zu einer unterstützenden Rolle für 
die Hauptakteure, die sechs Parteien der 
Sechs-Parteien-Gespräche, bereit. Aller-
dings hat Deutschland im Rahmen die-
ser Rolle durchaus eine wichtige Funkti-
on gehabt, etwa mehrfach als Ort von 
Gesprächen der USA mit Nordkorea. 

Wo gibt es Ansatzpunkte für eine 
mögliche Neugestaltung der deutschen 

Beziehungen zu Nordkorea? Wenn man 
Nordkorea stärker in die internationale 
Gemeinschaft eingliedern möchte, bie-
ten sich die Wiederaufnahme politi-
scher Dialoge auch unterhalb der Regie-
rungsebene durch Deutschland an, das 
Angebot von Stipendienprogrammen 
für Nordkorea, auch die Durchführung 
von Praktikumsprogrammen in 
Deutschland oder in Drittstaaten. Diese 
könnten auf EU-Ebene und Regierungs-
ebene durch Wiederaufnahme des poli-
tischen Dialogs auf Regierungsebene 
ergänzt werden; dabei kann der Men-
schenrechtsdialog, der ja Deutschland 
und der EU sehr wichtig ist, durchaus 
Teil des Gesamtpakets sein. Nordkorea 
war ja schon mehrfach bereit, dement-

DIE PROJEKTE DER HANNS-SEIDEL-STIFTUNG IN NORDKOREA

Die Hanns-Seidel-Stiftung ist seit 1987 in Südkorea mit einem Programm zur ländlichen 
Entwicklung, kommunalen Selbstverwaltung und friedlichen Aussöhnung auf der kore-
anischen Halbinsel vertreten. Seit 2003 werden auch regelmäßig Projekte in Nordkorea 
durchgeführt, u.a. zwei EU-finanzierte Projekte von 2006-2009 zur Handelsintegration 
Nordkoreas und 2014-2017 zur nachhaltigen Forstwirtschaft. Besonderes Augenmerk 
legte die HSS in Nordkorea auf die Eingliederung Nordkoreas ins internationale Verträge 
und Vereinbarungen im Klima- und Umweltbereich. Von 2010 bis 2014 unterstützte die 
HSS erfolgreich die Anmeldung von nordkoreanischen Projekten im Rahmen des Clean 
Development Mechanism beim UNFCCC. Seit 2015 arbeitet die HSS an der Einbeziehung 
Nordkoreas in internationale Naturschutzabkommen. 2018 konnte Nordkorea aufgrund 
der Unterstützung der HSS u.a. 170. Mitglied der Ramsar-Konvention zum Schutz von 
Feuchtgebieten werden.

sprechend zu verfahren und die Men-
schenrechtsbeauftragten der EU und 
Deutschlands zu empfangen. Schließ-
lich sollte dieser Dialog auch eine festere 
Position deutscher Akteure in Nordko-
rea zum Ziel haben sowie eine unabhän-
gigere Position von politischen Stiftun-
gen und anderer Akteure. Deutschland 
hat mit einem Netzwerk an politischen 
Stiftungen, weitverzweigten Wirt-
schaftsinteressen in Ostasien, kulturel-
len und humanitären Mittlerorganisati-
onen und mit sehr guten Beziehungen 
zu den meisten Ländern der Region im 
Vergleich der EU-Staaten sehr gute Vor-
aussetzungen, diese Aufgabe anzupa-
cken. So gilt auch hier, wie für den gan-
zen Gipfel: Den Worten müssen Taten 
folgen! /// 

/// DR. BERNHARD SELIGER
ist Leiter der Vertretung der Hanns-
Seidel-Stiftung in Korea, Seoul.

Anmerkung
* �Der Name rührt von einer Fabel von Äsop her: Die 

Sonne und der Nordwind wollen wissen, wer stär-
ker ist. Während der Nordwind nur erreicht, dass 
ein Wanderer sich immer stärker in seinen Mantel 
einwickelt, führen die Strahlen der Sonne dazu, 
dass der Wanderer den Mantel schließlich ablegt. 
Die Sonne hat größere Kraft als die Kälte und die 
Sonnenscheinpolitik soll mehr bewirken als ein 
kalter Krieg. 

Deutschland ist bereit, eine 
VERMITTLERROLLE in Nordkorea 
einzunehmen.



AKTUELLES BUCH

60	 POLITISCHE STUDIEN // 480/2018 	 480/2018 // POLITISCHE STUDIEN 	 61

„Mein Leben lang habe ich mich diesem 
Kampf des afrikanischen Volkes gewid-
met. Ich habe gegen weiße Vorherr-
schaft gekämpft, und ich habe gegen 
schwarze Vorherrschaft gekämpft. Mein 
höchstes Ideal ist eine freie und demo-
kratische Gesellschaft, in der alle in 
Harmonie mit gleichen Chancen leben 
können. Ich hoffe, lange genug zu leben, 
um dies zu erreichen. Aber Mylord, 
wenn nötig, ist dies ein Ideal, für das ich 
zu sterben bereit bin.“ (zit. n. Bierling, S. 
169) Diese Sätze sprach Nelson Mande-

la im Rivonia-Prozess am 20. April 
1964, der seinen internationalen Kult-
status begründete und ihn 27 Jahre hin-
ter Gitter brachte, 18 davon auf der Ge-
fängnisinsel Robben Island. Am 18. Juli 
2018 wäre Mandela 100 Jahre alt gewor-
den. Schon während seiner Gefangen-
schaft stilisierte man ihn zur Ikone des 
20. Jahrhunderts, oft wurde er mythisch 
überhöht und hagiographisch bedacht. 
Anders die beiden hier vorgestellten Bio-
graphien von Stephan Bierling und Mar-
ko Martins: Beide zeichnen ein realisti-

/// „Ich bin bereit zu sterben“

WER WAR NELSON MANDELA?

Bierling, Stephan: Nelson Mandela. Rebell,  
Häftling, Präsident. München: C. H. Beck 2018,  
416 Seiten, € 24,95.
Martin, Marko: Nelson Mandela. Stuttgart: Reclam 2018,  
100 Seiten, € 10,00.

sches, abwägendes Bild. Sie würdigen 
Mandelas Streben nach Freiheit und 
Demokratie in Südafrika und seine Er-
folge, ohne seine Schwächen und Unter-
lassungen zu leugnen.

Bierling, Professor für internationa-
le Politik und transatlantische Bezie-
hungen an der Universität Regensburg, 
seziert mit „Mandela. Rebell, Häftling, 
Präsident“ präzise das Leben Mandelas 
und bettet es kongenial in die Verlaufs-
geschichte Südafrikas im 20. Jahrhun-
dert ein. Dabei greift er auf exklusiv ge-
führte Zeitzeugeninterviews wie mit 
Joel Joffe, dem Organisator des Vertei-
digerteams im Rivonia-Prozess, zurück. 
Zudem wertet er das Originalmanu-
skript von Mandelas Autobiographie 
und weitere bislang zum Teil uner-
schlossene Quellen aus. Dies führt zu 
dem Kuriosum, dass das aktuelle Stan-
dardwerk zu Nelson Mandelas Leben in 
deutscher, und nicht – wie gewöhnlich 
bei Publikationen zu Südafrika und 
Mandela – in englischer Sprache vor-
liegt. Martin, Schriftsteller und Publi-
zist und ebenso wie Bierling aus den 
Meinungsseiten der Neuen Zürcher 
Zeitung bekannt, schreibt für den Re-
clam-Verlag einen lockeren, auch von 
persönlichen Erfahrungen in Südafrika 
getragenen Essay, der sich streckenwei-
se, gerade bei Wertungen und Urteilen, 
wie ein Summary Bierlings liest. Dies 
macht sein Buch keinesfalls schlechter, 
gleichwohl erfährt man bei ihm im Ge-
gensatz zu Bierling nicht viel Neues. 
Fast ebenso diszipliniert wie Bierling 
hält er sich mit nicht belegbaren Deu-
tungen und Spekulationen zu Mandela 
wohltuend zurück. So gelingt es beiden 
Autoren, ein authentisches Bild Man-
delas zu zeichnen.

Mandela, der von seinen Anhängern 
oft mit seinem Clannamen Madiba ge-

rufen wurde, kam als talentierter junger 
Mann aus einer adeligen Familie in der 
Transkei nach Johannesburg und wirkte 
dort als Anwalt und Freiheitskämpfer. 
1944 trat er dem African National Con-
gress (ANC) bei. Um die Abschaffung 
der Apartheit zu erreichen, zeigte sich 
Mandela bisweilen kompromisslos, 
„heißblütig und gewaltbereit“. (Bierling, 
S. 11.) Das Massaker von Sharpeville 
1960, dem 69 Schwarze zum Opfer fie-
len, überzeugte ihn und seine Mitstrei-
ter, dass die bisherige gewaltlose Strate-
gie des ANC zur Beendigung der Apart-
heit stumpf war. Bald stand er dem Um-
khonto we Sizwe (Speer der Nation), 
dem militanten Flügel des ANC, vor. 
Sein Gang in den Untergrund sowie die 
Planung und Durchführung von An-
schlägen brachte Mandela hinter Gitter, 
zumal im Versteck der Freiheitskämpfer 
auf der Liliesleaf-Farm detaillierte An-
schlagspläne gefunden wurden. Der 
Tipp, der zur Gefangennahme Man-
delas geführt hatte, war von der CIA ge-
kommen – in Zeiten des Kalten Kriegs 
wollten die USA verhindern, dass Südaf-
rika destabilisiert würde. 

Die Haftbedingungen auf Robben 
Island waren gerade in den Anfangsjah-
ren erbärmlich, Mandelas Zelle maß 
2,45 mal 2,15 Meter und harte Arbeit 
im Steinbruch schädigte Mandelas Au-
gen unheilbar. Doch Mandela gab nicht 
auf, wurde gemäßigter und entwickelte 
in Gefangenschaft ein staatsmänni-
sches Auftreten. In den 1980er-Jahren 
erwies sich die Apartheit als Südafrikas 
Staatsraison als immer schwieriger bei-
zubehalten. Inzwischen hatte sich Man-
dela längst zum Chiffre gegen die 
Apartheit entwickelt. Präsident Pieter 
Willem Botha erkannte dies, war aber 
nicht gewillt, Mandela bedingungslos 
freizulassen. Erst sein Nachfolger Fre-
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derik Willem de Klerk begnadigte ihn 
und hob das ANC-Verbot auf. Als der 
charismatische Mandela am 11. Febru-
ar 1990 freikam, war er „zu einer be-
sonnenen, abgeklärten Führungsper-
sönlichkeit gereift“ (Bierling, S. 11), die 
allerdings viele Südafrikaner noch nie 
gesehen hatten, denn er durfte nichts 
veröffentlichen und Bilder von ihm wa-
ren verboten. Bei den ersten freien 
Wahlen im April 1994 erreichte der 
ANC unter Mandelas Führung nahezu 
eine Zweidrittelmehrheit, Mandela 
wurde Präsident. 1999 trat er, inzwi-
schen 81-jährig, nicht mehr zur Wie-
derwahl an. Seine wichtigste Leistung 
war, Vorhersagen über unausweichliche 
rassische und ethnische Konflikte zu 
widerlegen, einen Bürgerkrieg zu ver-
hindern und die Demokratie in Südafri-
ka zu konsolidieren. Längst hatte er 
sich als „moralische Instanz“ (Bierling, 
S. 352) und „Gewissen der Nation“ 
(Bierling, S. 358) etabliert.

Trotz allem blieb Mandela ein Mann, 
der selbst für die engste Familie und 
Freunde undurchsichtig war. Hart zu 
sich selbst und distanziert gegenüber 
seinen Nächsten, kompromisslos gegen-
über dem politischen Gegner, nachgie-
big gegenüber seiner zweiten Frau Win-
nie, inkonsequent in seinem politischen 
Handeln als Präsident. Seinem großen 
Ziel einer gerechten Regenbogennation 
Südafrika ordnete er seine persönliche 
Freiheit unter. Seine Mission war eine 
freie und demokratische südafrikani-
sche Gesellschaft. Wenn nötig, paktier-
te er dafür mit Gaddafi und Castro und 
propagierte kommunistische Dogmen. 
Am Ende erwies er sich aber als zielori-
entierter Pragmatiker. Mandela hatte 
viele Gesichter: „[Stolzer] Häuptlings-
sohn, eifriger Missionsschüler, feuriger 
schwarzer Nationalist, schwieriger Ehe-

mann, prinzipienfester Anwalt, oppor-
tunistischer Marxist, einflussreiches 
Mitglied des Führungszirkels des ANC 
und der Kommunistischen Partei Südaf-
rikas, gewaltbereiter Widerstandskämp-
fer, disziplinierter Häftling, Menschen-
fischer, geschickter Verhandler, loyaler 
Parteipolitiker, Versöhner der Nation, 
gefeierter Weltstaatsmann, Freund von 
Präsidenten, Diktatoren, Superreichen 
und Showstars, rastloser Ruheständler, 
verehrter Elder Statesman, distanzierter 
Vater, missbrauchte Symbolfigur.“ (Bier-
ling, S. 14) Besser kann man Nelson 
Mandela nicht beschreiben.

MANFRED GROSS M.A., 
REFERENT DER VIZEPRÄSIDENTIN AN DER 

HOCHSCHULE FÜR ANGEWANDTES 
MANAGEMENT (HAM), ISMANING 

Sinns Biografie entwickelte sich ziel-
strebig und gradlinig. Als Sohn eines 
LKW-Fahrers und späteren kleinen Ta-
xi-Unternehmers wuchs der heute 
70-Jährige als Einzelkind im ländlichen 
Westfalen auf. Die Eltern hatten nicht 
viel Zeit für ihren hochbegabten Sohn, 
so wuchs er bei den sozialdemokratisch 
gesonnenen Handwerker-Großeltern 
recht behütet auf, wurde von seinen 
Lehrern an Volksschule und Gymnasi-
um früh gefördert, unternahm erste 
Auslandsreisen mit der Jugendorganisa-
tion der SPD, den Falken, und begann 
so im Revoluzzerjahr 1967 als linker, 
gelegentlich demonstrierender VWL-
Student in Bielefeld. Doch schon vor 
seinem Diplom ist er der Parteipolitik 
entfremdet und danach als junger As-
sistent eher an unabhängigen Wahrhei-
ten und wirtschaftspolitischen Einsich-
ten interessiert und fasziniert. Von den 
eher institutionenökonomisch orien-
tierten Bielefelder Finanzwissenschaft-
lern, die sich den Staatsausgaben wid-
meten, wechselt er zu den ökonomet-
risch ausgerichteten Mannheimern, wo 
er nach einem produktiven Jahr als As-
sistenzprofessor im kanadischen Onta-
rio Hochschulassistent wird und preis-
gekrönt habilitiert im Alter von 35 Jah-
ren seine C 2 Professur erhält. Zwi-

schenzeitlich hatte er eine Kommilito-
nin geheiratet, mit ihr Abenteuereisen 
durch den Maghreb und Japan erlebt 
und drei Kinder gezeugt. Nach dem 
Wechsel zur LMU nach München setzt 
sich die Laufbahn eines international 
immer besser verbundenen und emsig 
reisenden Ökonomieprofessors mit ei-
nem enorm produktiven Publikations-
programm in wechselnden akademi-
schen Interessenbereichen munter fort. 
So weit, so gut und so erfreulich. 

Doch rechtzeitig mit der Wiederver-
einigung wird Sinn in den wissenschaft-
lichen Beirat des Wirtschaftsministeri-
ums berufen und fühlt sich im Lichte 
der drängenden Probleme verpflichtet, 
die bisher üblichen und ausfüllenden 
„Glasperlenspiele“ der ökonometri-
schen Kunst-Modellbauer zu verlassen 
und übernimmt zusätzlich die Politik-
beratung. Als er den wegen der Produk-
tivitätsunterschiede unangemessenen 
Austauschkurs DM-West zur DM-Ost, 
die überhöhten Lohnabschlüsse im Os-
ten und die Übertragung der LPGs an 
westliche Kapitalgesellschaften anstelle 
ihrer früheren bäuerlichen Besitzer kriti-
siert, die der mitteldeutschen Industrie 
und vormals vielfältigen Landwirtschaft 
den Garaus machen und Millionen Ar-
beitslose produzieren, merkt er, wie be-
ratungsresistent die Berliner Politik ist. 
Deshalb geht er zusätzlich publizistisch 
an die Öffentlichkeit, um in Büchern, 
Interviews und Aufsätzen auf wirt-
schaftspolitischen Reformbedarf hinzu-
weisen und vor drohenden Fehlentschei-
dungen zu warnen. Daran herrschte 
seither leider kein Mangel. Mit Schrö-
ders Hartz-IV-Reformen gelang es, die 
Anreize für die Arbeitslosigkeit und die 
Frühpensionierungen so zu reduzieren, 
dass Deutschland als damaligem „kran-
ken Mann Europas“ Anfang der 2000er-

Sinn, Hans-Werner: Auf der 
Suche nach der Wahrheit. 

Autobiografie.  
Freiburg: Herder 2018,  

672 Seiten, € 28,00.
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Jahre wieder ein Beschäftigungswunder 
erlebte. Mittlerweile sind zu Sinns Kum-
mer durch den gesetzlichen Mindest-
lohn, der Niedriglohnplätze vernichtet 
und die Verringerung des Rentenalters 
viele der nötigen Reformen wieder auf-
geweicht und unwirksam geworden. 
Auch Merkels Energiewende mit dem 
Ausstieg aus Atom- und Kohleenergie 
findet bei ihm nachvollziehbar keine 
Gnade. 

Durch die marktwidrige Subventio-
nierung der wenig verlässlichen Solar- 
und Windenergie wurde die Energiever-
sorgung Deutschlands sträflich gefähr-
det und verteuert. In der Fehlkonstruk-
tion des Euro deckte er in akribischer 
buchhalterischer Detektivarbeit die Pro-
blematik der „Targetsalden“ auf, durch 
die bilaterale Zahlungsbilanzdefizite 
unter den Euro-Staaten nicht mehr be-
glichen werden, sondern nur noch als 
wertlose, meist verschleierte Bilanzpos-
ten in den Zentralbanken aufscheinen: 
ständig wachsende Milliardensummen, 
die weder verzinst noch beglichen wer-
den müssen. Deutschlands Exportüber-
schüsse in die Eurozone werden damit 
schlicht auf Kosten der Bundesbank 
(und des Steuerzahlers) ohne Gegenwert 
verschenkt. Damit nicht genug: die 
Nullzinspolitik der EZB und ihr hem-
mungsloser Ankauf von minderwerti-
gen Staats- und Industrieanleihen aus 
den südlichen Schuldnerländern bricht 
nicht nur EU Recht, sie beraubt den 
deutschen Sparer und – einschließlich 
der nur auf die lange Bank geschobenen 
Haftungsrisiken für Griechenland – den 
deutschen Steuerzahler und seine Er-
ben. Das Ergebnis sind massive Trans-
fers in den sonnigen Süden Europas, wo 
wie Sinn dokumentiert, das durch-
schnittliche Familienvermögen dank 
dem weitverbreiteten Besitz von Eigen-

heimen meist mehr als doppelt so groß 
ist als im vorgeblich „reichen“ Deutsch-
land, das in Mietwohnungen zinslos 
brav spart und überhohe Steuern zahlt. 
Schließlich ist da die Grenzöffnung von 
2015, bei der Merkel ohne Not ein Milli-
onenheer unterqualifizierter Illegaler 
ohne Kontrollen einwandern ließ und 
damit die Briten so erschreckte, dass sie 
im „schwarzen Juni“ 2016 knapp für 
den Brexit stimmten. Damit verschieben 
sich nicht nur wie bisher im EZB-Rat, 
sondern auch in der EU insgesamt die 
Mehrheitsverhältnisse zugunsten der 
ausgabenfreudigen protektionistischen 
Südländer, die trotz (oder wegen) all je-
ner Transfers es nicht schaffen, ihre ver-
lorene industrielle Wettbewerbsfähig-
keit wiederherzustellen. Schließlich the-
matisiert Sinn die Unterdeckung des 
deutschen Rentensystems, das ab 2030 
die kinderarmen „Baby Boomer“ hart 
und unerwartet treffen wird.

Wer soviel berechtigte Kritik an der 
Berliner Politik publikumswirksam und 
fundiert austeilt, macht sich damit nicht 
nur Freunde. Obwohl er seine Kritik im-
mer politisch korrekt mit Bekenntnissen 
zur Internationalität und zu Europa un-
terfüttert, wurde Sinn doch immer wie-
der zum Opfer von Kampagnen, die ihm 
vom herzlosen Neoliberalismus bis zum 
Anti-Semitismus alles Mögliche haltlos 
unterstellten und ihn medial als „von 
Sinnen“ oder „Unsinn“ denunzierten. 
Dabei half ihm seine unstreitige wissen-
schaftliche Reputation, sein weites in-
tensiv gepflegtes Beziehungsnetzwerk 
von internationalen Ökonomen und 
nicht zuletzt die geistigen und publizis-
tischen Ressourcen des von ihm – auch 
mit Hilfe der bayrischen Staatsregierung 
– wiederbelebten führenden Ifo-Insti-
tuts und seine Vernetzung mit Wirt-
schaft und Wissenschaft, der denunzia-

torischen Kritik und den öffentlichen 
Pöbeleien zu widerstehen.

Diese spannenden Erfahrungen und 
Einsichten hat Sinn einmal mehr sehr 
voluminös ausgebreitet. Zwar mag man 
kritisch anmerken, dass dabei Wieder-
holungen sicher oft unvermeidbar wa-
ren, oft auch die Zeitebenen unvermit-
telt wechseln, manche Passagen wie dik-
tiert wirken und gar manches Detail 
seiner exotischen Reiserfahrungen, ku-
linarischen Neigungen oder akademi-
schen Konferenzen, ihre Vereinsmeierei 
und weitschweifigen Debatten nicht un-
bedingt jeden Leser faszinieren werden, 
so bleibt doch in Summe eine bis zur 
letzten Seite lohnende und sehr auf-
schlussreiche Lektüre.

DR. ALBRECHT ROTHACHER
EUROPÄISCHER AUSWÄRTIGER DIENST, 

BRÜSSEL

Nach dem hundertsten Todestag des 
großen Schweizer Historikers und Kul-
tur-Analytikers Jacob Burckhardt 
(1897) ging ein Team von Philologen da-
ran, dessen Werke in einer Gesamtaus-
gabe zusammenzufassen, die wissen-
schaftlichen Ansprüchen endlich ge-
recht wird, mit textkritischen Anmer-
kungen, Textvarianten und einem Sach-
kommentar. Es sind insgesamt 28 Bände 
vorgesehen, von denen hier Nr.4, „Die 
Cultur der Renaissance in Italien“, prä-
sentiert wird. 

Das 1860 zum ersten Mal erschiene-
ne Werk ist epochal geworden für das 
seitdem gängige Verständnis jener Zeit: 
Ein durch die Wiedererweckung antiker 
Traditionen gekennzeichneter Über-
gang vom religions- und korporations-
gebundenen Mittelalter in die säkulari-
sierte Neuzeit, in der das Individuum 
seine einst gesetzten Schranken über-
windet.

Der Autor beginnt seine Darstellung 
mit dem „Staat als Kunstwerk“, will sa-
gen, „als berechnete, als bewusste 
Schöpfung“, ohne traditionsbeladenes 
und leistungshemmendes Adelswesen. 
Dabei wird an schauerlichen Einzelhei-
ten nicht gespart, „[…] oft genug die fes-
sellose Selbstsucht in ihren furchtbars-
ten Zügen, jedes Recht verhöhnend, 

Burckhardt, Jacob: Die Cultur 
der Renaissance in Italien 
(= Kritische Gesamtausgabe, 
Band 4). München: C. H. Beck 
2018, 724 Seiten, € 148,00.



REZENSIONEN

66	 POLITISCHE STUDIEN // 480/2018 	 480/2018 // POLITISCHE STUDIEN 	 67

jede gesunde Bildung im Keim ersti-
cken“. Überhaupt besteht Burckhardts 
literarische Qualität unter anderem dar-
in, dass er schonungslosen Realismus 
übt und seine interpretatorischen Aus-
sagen mit plastischen Beispielen ausgie-
big anreichert. Die italienischen Staats-
wesen des 14. und 15. Jahrhunderts gel-
ten nicht zu Unrecht als Exerzierplätze 
von Mord, Gift, Verrat und jeglicher 
Form von Laster. Das Wirken von Rod-
rigo Borgia, Papstnamen Alexander VI. 
(1492-1503), und dessen Sohn Cesare 
werden denn auch ausführlicher abge-
handelt.

Aber Burckhardt geht es bei all dem 
um das Aufzeigen eines Prinzips: „In 
der Beschaffenheit dieser Staaten, Repu-
bliken wie Tyrannien liegt nun zwar 
nicht der einzige, aber der mächtigste 
Grund der frühzeitigen Ausbildung des 
Italieners zum modernen Menschen. 
Dass er der Erstgeborene unter den Söh-
nen des jetzigen Europas werden muss-
te, hängt an diesem Punkt.“ Dabei ge-
hen Objektivität den Phänomenen der 
Welt gegenüber und die Ausformung 
der Subjektivität des Individuums Hand 
in Hand. Man denke hier nicht nur an 
die Tyrannen und Condottieri, sondern 
auch an die Künstler verschiedenster 
Disziplinen. Bemerkenswert, ja vorbild-
lich ist in allen Darlegungen und auch 
Urteilen Burckhardts der nüchterne 
Ton, der auf der Überzeugung beruht, 
dass alles generelle Moralisieren sehr 
unsichere Grundlagen hat. Deshalb soll-
te man aus den gehäuften Verbrechen 
der italienischen Renaissance-Machtha-
ber nichts über den italienischen „Nati-
onalcharakter“ folgern. Und dies auch, 
weil die Überlieferungen, die man her-
anziehen kann, sich ganz überwiegend 
nur auf die „höheren Stände“ beziehen. 
„Abendländische Völker können einan-

der misshandeln, aber glücklicherweise 
nicht richten.“

Im Übrigen scheut der Verfasser 
nicht vor der Konsequenz zurück, die zu 
beobachtende Unmoral aller Spielarten 
als die Schattenseite der großen Errun-
genschaft der Renaissance zu diagnosti-
zieren, der Emanzipation des Individu-
ums. Jedoch entwickelt sich „neben tie-
fer Verworfenheit die edelste Harmonie 
des Persönlichen und eine glorreiche 
Kunst, welche das individuelle Leben 
verherrlichte, wie weder Altertum noch 
Mittelalter dies wollten oder konnten“.

Es werden auch Spekulationen dar-
über angestellt, wie es damals um die 
eheliche Moral in Italien bestellt gewe-
sen sei, mit den naheliegenden Themen 
des Ehrgefühls und der Rachsucht. Das 
liest sich gut, informiert aber zu wenig, 
weil es zu allgemein-menschlich ist, um 
über den Begriff Renaissance nähere 
Aufklärung zu bringen. Ansonsten aber 
zieht eine mit lakonischer Präzision in 
den Blick genommene Reihe illustrer 
Persönlichkeiten am Leser vorbei, und 
wenn sie die Bedeutung eines Dante, 
Petrarca oder Boccaccio haben, dann 
unter verschiedener Thematik auch 
mehrmals. 

Da der Autor unter Kultur mehr 
oder weniger alle menschlichen Lebens-
äußerungen subsumiert, also keinen 
elitären Ansatz pflegt, muss er als um-
fassender Polyhistor auftreten. Noch 
viel umfangreicher, in imponierender 
Zusammenschau, hat er in seiner „Grie-
chischen Culturgeschichte“ gearbeitet, 
die in dieser Editionsreihe ebenfalls 
schon vorliegt. Eine solche „Summa“ 
würde kein zeitgenössischer Wissen-
schaftler mehr wagen. Aber sie behält 
ihren inhaltlichen und auch ihren lite-
rarischen Wert, hoffentlich nicht nur 
für ernsthaft bildungsbeflissene Italien-

reisende, zusammen mit Burckhardts 
„Cicerone – Eine Anleitung zum Ge-
nuss der Kunstwerke Italiens“, und sei-
ner zweibändigen „Kunst der Renais-
sance“. Beide sind im Rahmen der ein-
gangs erwähnten „Kritischen Gesamt-
ausgabe“ bereits erschienen.

BERND RILL,
MÜNCHEN
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Flächenverbrauch in Bayern 
 

 

Silke Franke /// Das Thema Flächenverbrauch ist zunehmend in der öffentlichen Diskussion. 

Das vorliegende Papier fasst die Ursachen und Folgen zusammen. Darüber hinaus stellt es 

zentrale Lösungsansätze für Kommunen und Modellprojekte vor. 

 

∙ Die Inanspruchnahme zusätzlicher Flächen für Siedlungs- und Verkehrszwecke soll redu-

ziert werden. 

∙ Es gibt einen ungedeckten Bedarf an Wohnungen und Nachfrage nach Gewerbegebieten. 

∙ Es gilt vorrangig ungenutzte Potenziale der Innenentwicklung zu nutzen. 

∙ Hierfür gibt es Instrumente im Baurecht, Tools zur Ermittlung geeigneter Flächen und 

Praxiserfahrungen von Kommunen. 

∙ Der Einsatz dieser Instrumente findet größere Verbreitung, wenn die Bürgermeister vor 

Ort auf regionaler Ebene unterstützt werden. 

∙ Modellgemeinden und freiwillige Initiativen zeigen, dass darüber hinaus weit mehr mög-

lich ist: vom interkommunalen Gewerbeflächenpool über ein landkreisweites Flächen-

management bis zu regional abgestimmten qualitativen und quantitativen Zielvorstel-

lungen. 

∙ Diese Ansätze gilt es auszubauen. 
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